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Abréviations

UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
BAFU Bundesamt für Umwelt
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
EU Europäische Union
IV Invalidenversicherung
SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
MWST Mehrwertsteuer
GAV Gesamtarbeitsvertrag
IJV Interjurassische Versammlung
GSoA Gruppe für eine Schweiz ohne Armee
GVO gentechnisch veränderter Organismus
SBG Schweizerische Bankgesellschaft
BKW Bernische Kraftwerke

DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et
de la communication

AVS Assurance-vieillesse et survivants
OFEV Office fédéral de l'environnement
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
UE Union européenne
AI Assurance-invalidité
SSR Société suisse de radiodiffusion
PME petites et moyennes entreprises
TVA Taxe sur la valeur ajoutée
CCT Convention collective de travail
AIJ Assemblée interjurassienne
GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée
OGM Organisme génétiquement modifié
UBS Union de banques suisses
FMB Forces motrices bernoises
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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Problèmes politiques fondamentaux

Was prägte 2009 die Schweizer Politik? Welches waren die bedeutenden Geschäfte im
Parlament? Und was hat die politisch interessierte Öffentlichkeit bewegt? Nachfolgend
werden die wichtigsten Ereignisse im Jahr 2010 zusammengefasst und anschliessend
nach Thema geordnet aufgelistet. Mit den Links gelangen Sie direkt zu diesen im
Berichtsjahr zentralen Geschäften und Ereignissen. Vous trouverez ici la version
française de cet article.

Auch dieses Jahr kam es wieder zu einer Regierungsumbildung. Nach elf Amtsjahren
trat der Freisinnige Pascal Couchepin aus dem Bundesrat zurück. Die CVP versuchte bei
dieser Vakanz, ihren 2003 an die SVP verlorenen zweiten Sitz zulasten der FDP zurück
zu erobern. Mit der Aussage, nur noch die CVP verkörpere die politische Mitte, da der
Freisinn nach rechts in die Nähe der SVP gerutscht sei, versuchte sie die Unterstützung
der Linken zu erhalten. Sie rechtfertigte ihren Anspruch aber auch rechnerisch: Die
FDP habe zwar bei den letzten Wahlen den grösseren Wähleranteil erreicht, die
Fraktionsgemeinschaft aus CVP, GLP und EVP verfüge aber über die grössere
Parlamentsfraktion. Als Kandidat stellte sie den Deutschfreiburger Ständerat Urs
Schwaller auf. Die SVP, die sich seit der Abwahl Christoph Blochers und dem
Parteiausschluss von Bundesrätin Widmer-Schlumpf in der Regierung als
untervertreten betrachtet, verzichtete auf eine eigene Kandidatur. Der Freisinn ging mit
dem Neuenburger Didier Burkhalter und dem ehemaligen Liberalen Christian Lüscher
aus Genf in die Ausmarchung. Die Vereinigte Bundesversammlung wählte am 16.
September Didier Burkhalter zum Nachfolger Couchepins. Urs Schwaller, der wegen
seiner gesellschafts- und aussenpolitisch eher konservativen Ansichten nicht die
geschlossene Unterstützung der Linken erhalten hatte, scheiterte deutlich.

In der Aussenpolitik geriet die Schweiz wegen ihres Bankgeheimnisses unter starken
internationalen Druck. Die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise hatte in vielen
Ländern zu erhöhten Staatsausgaben und einem Anwachsen der Verschuldung geführt.
Als Konsequenz verstärkten sich die Bemühungen, das Steuersubstrat besser zu
erfassen und im Ausland angelegte unversteuerte Gelder ausfindig zu machen. Daraus
resultierte ein verstärkter Druck einzelner Staaten, aber auch internationaler
Organisationen wie der OECD und der EU auf Länder wie die Schweiz, deren
Bankgeheimnis die Information über hinterzogene Gelder nicht zulässt. Nach
Drohungen der OECD, die Schweiz und andere Staaten mit ähnlichen Regelungen auf
eine schwarze Liste zu setzen, gab der Bundesrat nach. Er beschloss am 13. März eine
neue Strategie: Die Schweiz werde sich in Zukunft vorbehaltlos an die OECD-Standards
halten und in Fällen von qualifizierter Steuerhinterziehung von im Ausland wohnenden
Personen mit schweizerischen Bankkonten Amtshilfe leisten. Zuvor waren bereits
Belgien und Liechtenstein auf diese Linie eingeschwenkt; Luxemburg und Österreich
taten diesen Schritt gleichzeitig mit der Schweiz. Entsprechende neue
Doppelbesteuerungsabkommen wurden in den folgenden Monaten ausgehandelt. Die
SP begrüsste den Schritt des Bundesrates als längst überfällig. Aber auch der
Wirtschaftsdachverband Economiesuisse und die Bankiervereinigung stellten sich
hinter den Bundesrat. Heftige Kritik gab es hingegen von der SVP, welche der Regierung
Kapitulation vor einer ausländischen Erpressung vorwarf und mit Referenden gegen die
neuen Doppelbesteuerungsabkommen drohte.

In der Europapolitik bestätigte das Volk die Weiterführung des bilateralen Wegs. In
einer Referendumsabstimmung hiess es gegen den Widerstand der SVP die
Beibehaltung der Personenfreizügigkeit mit der EU und ihre Ausdehnung auf die neuen
EU-Mitgliedsländer Bulgarien und Rumänien gut. 

Die internationale Finanzkrise entschärfte sich. Der Bund konnte das im Vorjahr
eingegangene Engagement in der Höhe von CHF 6 Mia.  zur Rettung der Grossbank UBS
mit einem Nettogewinn von rund CHF 1.2 Mia. beenden. Noch nicht abgeschlossen
wurde das Engagement der Nationalbank zur Unterstützung der UBS. Immerhin musste
sie nicht hochriskante Wertpapiere im Umfang von USD 60 Mia. sondern nur von knapp
USD 40 Mia. übernehmen. Die Hälfte davon konnte sie auf den flüssiger gewordenen
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Märkten bereits wieder verkaufen. 

Die Weltwirtschaftskrise wirkte sich auch in der Schweiz voll aus, wobei im zweiten
Halbjahr wieder ein leichtes Wachstum einsetzte. Insgesamt betrug der Rückgang des
realen Bruttoinlandprodukts im Jahr 2009 nach ersten Schätzungen -1.9 Prozent. Das
war weniger als in den meisten anderen westeuropäischen Ländern, aber es handelte
sich trotzdem um den stärksten Einbruch seit 1975. Die Arbeitslosenquote stieg im
Jahresmittel von 2.6 Prozent auf 3.7 Prozent; zu Jahresende betrug sie 4.2 Prozent.
Zusätzlich zur weiterhin expansiven Geldmengenpolitik der Nationalbank trat nun auch
der Bund mit Konjunkturförderungsprogrammen auf den Plan. Zum Missfallen der
Gewerkschaften, der Grünen und der Sozialdemokraten blieben diese aber auf einem
im internationalen Vergleich relativ bescheidenen Niveau. 

Die öffentlichen Finanzen blieben in einem überraschend guten Zustand. Der wegen
der Wirtschaftskrise befürchtete Einbruch der Steuererträge fiel bei weitem nicht so
stark aus wie befürchtet. Die Staatsrechnung 2009 des Bundes schloss mit einem
Überschuss von CHF 2.7 Mia. ab, und auch die Kantone verzeichneten insgesamt
positive Saldi in ähnlicher Grössenordnung. Für das Jahr 2010 erwarteten allerdings der
Bund und die Kantone Defizite. Sowohl die Bundesversammlung als auch die
Kantonsparlamente verabschiedeten Steuererleichterungen für Familien und KMU.
National- und Ständerat beschlossen auch eine Vereinfachung der Mehrwertsteuer.
Den Entscheid über die vom Bundesrat vorgeschlagene Einführung eines
Einheitssteuersatzes bei der MWSt verschoben sie hingegen auf später.

In der Sozialpolitik hiess das Volk die temporäre Erhöhung der Mehrwertsteuer zur
finanziellen Sanierung der Invalidenversicherung gut. Das Parlament beriet über
Einsparungen und Mehreinnahmen bei der AHV und der Arbeitslosenversicherung.

Das Konkordat zur Harmonisierung der kantonalen Bildungssysteme (Harmos) wurde in
zwei weiteren Kantonen (Bern und Tessin) angenommen und konnte damit in den bisher
elf zustimmenden Kantonen in Kraft treten. Chancenlos war es weiterhin in der
Zentralschweiz, wo zusätzliche vier Kantone den Beitritt ablehnten.

Zur allgemeinen Überraschung hiessen am 29. November knapp 58 Prozent der
Stimmenden die Volksinitiative für ein Verbot des Baus von Minaretten gut. Damit ist in
die Bundesverfassung nach der Aufhebung des Bistumsartikels im Jahr 2001 wieder
eine Bestimmung aufgenommen worden, welche eine einzelne Religionsgemeinschaft
diskriminiert. Dabei ging es sowohl den von der SVP und den kleinen Rechtsparteien
unterstützten Initianten, als auch denen, welche dem Begehren zugestimmt haben,
nicht um eine baurechtliche Frage. Zur Zeit sind in der Schweiz von den rund 160
Moscheen und Gebetshäusern, welche den rund 400'000 Muslimen zur Verfügung
stehen, nur gerade vier mit einem Minarett ausgerüstet, und neue Türme waren auch
nur wenige geplant. Im Zentrum stand viel mehr ein Unbehagen gegenüber den
mehrheitlich aus dem Balkan stammenden muslimischen Einwanderern und vor allem
gegenüber den von einigen Muslimen auch hier propagierten Kultur- und
Rechtsvorstellungen. Die vom üblichen provokanten SVP-Stil geprägte Kampagne und
vor allem die Annahme der Initiative erregten im Ausland grosses Aufsehen. Dabei
wurde in andern westeuropäischen Ländern mit grossem muslimischem
Bevölkerungsanteil (Frankreich, Belgien, Niederlande, Deutschland) eingeräumt, dass
bei ihnen ein Volksentscheid wohl kaum anders ausfallen würde.

Politische Grundfragen:
– Der Nationalrat will die Idee der Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit
überprüfen. 
– Der Bundesrat schlug ein neues Gesetz über den Schutz des Schweizerwappens vor. 
– Die Angst vor Arbeitslosigkeit war weiterhin die grösste Sorge der Bevölkerung.

Rechtsordnung:
–  Eine Volksinitiative der Schweizer Demokraten zur Abschaffung des
Antirassismusgesetzes kam nicht zustande. 
–  Das Volk stimmte der Einführung von biometrischen Pässen knapp zu. 
–  Das Parlament wies den Entwurf für die Revision des Staatsschutzgesetzes zur
Überarbeitung an den Bundesrat zurück. 
–  Der Bundesrat schlug vor, die Frist für die normale Einbürgerung von zwölf auf acht
Jahre zu verkürzen. 
–  Das Volk sprach sich in drei Kantonen gegen die Senkung des Stimmrechtalters auf 16
Jahre aus. 
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–  Das Parlament überwies mehrere Vorstösse für eine Verschärfung des
Strafensystems. 
–  Im Februar wurde die Volksinitiative «für den Schutz vor Waffengewalt» eingereicht;
der Bundesrat empfahl sie zur Ablehnung.

Institutionen und Volksrechte:
– Das Parlament wählte den freisinnigen Neuenburger Didier Burkhalter zum Nachfolger
für Pascal Couchepin in den Bundesrat; eine Kampfkandidatur der CVP blieb erfolglos. 
– Der Vorentwurf für eine Teilrevision des Bundespersonalgesetzes stiess in der
Vernehmlassung auf heftigen Widerstand. 
– Das Parlament beschloss eine substantielle Erhöhung der Bundesbeiträge an die
Fraktionssekretariate. 
– Der Stände- und der Nationalrat waren sich bei der Neuorganisation der
Bundesanwaltschaft nicht einig. 
– Volk und Stände hiessen die Abschaffung der als nicht praktikabel beurteilten
allgemeinen Volksinitiative gut.

Föderativer Aufbau:
– Die neu eingeführte Bestimmung, dass Konkordate für alle Kantone verbindlich erklärt
werden können, geriet in die Kritik.
– Acht Kantone der Nordost- und der Zentralschweiz gründeten einen Verein zur
besseren Vertretung der Interessen der Grossregion Zürich.
– Die Assemblée interjurassienne (AIJ) veröffentlichte ihren lange erwarteten Bericht
über Zukunftsszenarien für den Berner Jura.

Wahlen:
– In den Kantonen Genf und Neuenburg konnten die bürgerlichen Parteien die Mehrheit
in der Regierung zurückerobern.
– Im Kanton Wallis zog erstmals eine Frau in die Regierung ein.
– Mit Corine Mauch (sp) erhielt die Stadt Zürich ihre erste Stadtpräsidentin.
– In der Stadt Luzern fanden erstmals seit der Fusion mit Littau gemeinsame Wahlen
statt.

Aussenpolitik:
– Die Schweiz unterzeichnete mehrere revidierte Doppelbesteuerungsabkommen, um
von der grauen Liste der G-20 gestrichen zu werden.
– Das Volk stimmte mit 59.6 Prozent der Stimmen der Weiterführung der
Personenfreizügigkeit mit der EU und der Ausdehnung auf Bulgarien und Rumänien zu.
– Das Parlament nahm in einem langwierigen Prozess einen abgeänderten Entwurf zur
Übernahme der europäischen Verordnung über das Visa-Informationssystem an.
– Das Parlament beschloss die Verlängerung des Rahmenkredits für die internationale
Währungshilfe bis Ende 2013.
– Der Bundesrat begründete, wieso die im 2008 beschlossene Aufstockung der
Entwicklungshilfe nicht umgesetzt werden kann.
– Die Volksinitiative «für ein Verbot von Kriegsmaterial-Exporten» wurde mit 68.2
Prozent der Stimmen und von allen Kantonen abgelehnt.
– In der Gaddafi-Affäre entschuldigte sich der Bundespräsident in Tripolis, ohne jedoch
die Freilassung der zwei in Libyen festgehaltenen Schweizer zu erreichen.

Landesverteidigung:
– Die Ausarbeitung des neuen Berichts über die Sicherheitspolitik begann im
Berichtsjahr.
– Das Parlament lehnte die Beteiligung der Schweiz an der EU-Operation NAVFOR
Aatlanta ab.
– Der aus dem Jahre 2008 stammende Entwurf zur Revision des Gesetzes über die
Armee und die Militärverwaltung wurde verworfen, ein neuer Entwurf ohne die
umstrittenen Punkte wurde von beiden Kammern angenommen.
– Die GSoA reichte ihre Initiative «Gegen neue Kampfflugzeuge» ein.
– Das Parlament nahm das Rüstungsprogramm 2009 an.
– Der Bundesrat nahm zum Bericht über die Umstände der Ernennung von Roland Nef
zum Chef der Armee Stellung.
– André Blattmann wurde zum Armeechef ernannt.
– Eine Volksinitiative «Für den Schutz vor Waffengewalt» wurde eingereicht.
– Die Anzahl Zivildienstgesuche nahm explosiv zu.

Wirtschaftspolitik:
– Die weltweite Rezession erfasste auch die Schweiz.

01.01.65 - 25.04.24 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



– Das Parlament beschloss zwei weitere, relativ bescheidene
Konjunkturförderungsprogramme.
– Der Bundesrat legte seine Vorschläge zum besseren Schutz der schweizerischen
Herkunftsbezeichnung und zur Verwendung des Schweizerwappens vor.
– Gegen den Widerstand der SVP und der Grünen beschloss das Parlament die
Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips für Importe aus der EU.
– Der Ständerat stellte der «Abzocker-Initiative» einen indirekten Gegenvorschlag
gegenüber.

Geld, Währung und Kredit:
– Die Nationalbank hielt an ihrer expansiven Geldmengenpolitik fest.
– Das Parlament befasste sich mit Massnahmen zur Reduzierung der Risiken, welche die
Grossbanken für die Volkswirtschaft darstellen.
– Die fortgesetzten und intensivierten Angriffe aus dem Ausland auf das schweizerische
Bankgeheimnis führten zu einer heftigen Debatte in der Regierung und im Parlament
über dessen Zukunft.
– Der Bundesrat gab Vorschläge für ein kundenfreundlicheres Gesetz über
Versicherungsverträge in die Vernehmlassung.

Landwirtschaft:
– Das Parlament hielt im Dezember eine Sondersession zum Milchpreis und der
Landwirtschaftspolitik ab. 
– Das Ende der Milchkontingentierung und der Zerfall des Milchpreises führten zu
Spannungen.
– Der Bundesrat beantragte eine Verlängerung des Moratoriums für den Einsatz von
gentechnologisch veränderten Pflanzen in der Landwirtschaft; der Ständerat war damit
einverstanden.
– Das Parlament sprach sich gegen die «Tierschutzanwalt-Initiative» aus.

Öffentliche Finanzen:
– Das Parlament verabschiedete eine Gesetzesreform zum rascheren Ausgleich der
kalten Progression und eine Vorlage zur steuerlichen Entlastung von Familien. 
– Eine Totalrevision des Mehrwertsteuergesetzes wurde vom Parlament diskutiert und
angenommen.
– Die Staatsrechnung 2009 schloss mit einem Überschuss von CHF 2.7 Mia.
– Das vom Parlament beschlossene Budget sah ein Defizit von CHF 2.4 Mia. vor, dies vor
allem wegen der Rezession.
– Die Kantone erzielten 2009 einen Gewinn von CHF 2.4 Mia. und budgetierten für 2010
Defizite von insgesamt CHF 2.3 Mia.

Energie:
– Aufgrund des Teilmisserfolges der Liberalisierung beauftragte der Bundesrat das
UVEK, eine Revision des Elektrizitätsversorgungsgesetzes vorzubereiten.
– Das Parlament verabschiedete ein Gebäudesanierungsprogramm.
– Das UVEK hat das Gesuch der BKW um Aufhebung der Befristung der
Betriebsbewilligung für das KKW Mühleberg gutgeheissen.
– Der Ständerat verabschiedete die Erhöhung des Wasserzinses und der Nationalrat hat
diese mit einer Abgabe zur kostendeckenden Einspeisevergütung verbunden.
– Die kleine Kammer beauftragte ihre Energiekommission, eine globale Strategie
auszuarbeiten, um die Rolle der Gaskraftwerke zu definieren.

Verkehr und Kommunikation:
– Der Bundesrat verabschiedete seine Botschaft über die Finanzierung des Ausbaus der
Infrastrukturen des Agglomerationsverkehrs.
– Die Kantone und der Bund konnten sich über die Kostenaufteilung bei der
Fertigstellung des Nationalstrassennetzes nicht einigen.
– Das Parlament hiess das erste Gesetzespaket zur Bahnreform gut, klammerte
allerdings die Frage des Sicherheitspersonals aus.
– Der Ständerat verabschiedete das neue Postgesetz und konkretisierte damit die
Liberalisierung in zwei Etappen.
– Volk und Stände stimmten einer neuen Spezialfinanzierung des Luftverkehrs zu.

Raumplanung und Wohnungswesen:
– Der Entwurf eines neuen Bundesgesetzes über die Raumentwicklung scheiterte in der
Vernehmlassung.
– Der Nationalrat lehnte die Volksinitiative zur Eindämmung des Zweitwohnungsbaus ab
und beabsichtigte, ihr mit den flankierenden Massnahmen zur Lex Koller einen
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indirekten Gegenvorschlag entgegen zu stellen.
– Der Nationalrat trat nicht auf die Mietrechtsrevision zur Loslösung der
Mietzinsentwicklung von den Hypothekarzinsen ein.
– Der Bundesrat empfahl die beiden Volksinitiativen  zur Förderung des Bausparens
ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung.
– Der Bundesrat eröffnete die Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes über
die Wohneigentumsbesteuerung.

Umweltschutz:
– Der Bundesrat verabschiedete die Botschaft zur Nach-Kyoto Klimapolitik und empfahl
die Ablehnung der Volksinitiative «für ein gesundes Klima».
– Das Parlament hiess den indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative «lebendiges
Wasser» gut und empfahl dem Volk diese zu verwerfen.
– Der Bafu veröffentlichte die erste systematische Berechnung der Lärmbelastung aus
Strassen-, Bahn- und Flugverkehr.
– Die Stiftung Helvetia Nostra zog ihre Volksinitiative «gegen masslosen Bau umwelt-
und landschaftsbelastender Anlagen» zurück, nachdem die Räte sie klar verworfen
hatten.
– Die Bundesversammlung hiess die Kreditvergabe zur ersten Etappe der dritten
Rhonekorrektion gut.

Bevölkerung und Arbeit:
– Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz betrug am Ende des Berichtsjahres fast
7.8 Millionen Personen.
– Die Zahl der Arbeitslosen stieg rezessionsbedingt stetig an, die Arbeitslosenquote
betrug im Mittel 3.7 Prozent.
– Der Nominallohn stieg um 2.1 Prozent an, die Reallöhne wegen der negativen
Jahresteuerung sogar um 2.6 Prozent
– Die Gewerkschaften reichten eine Volksinitiative für sechs Wochen Ferien ein.
– Im Schweizer Gastrogewerbe wurde ein neuer GAV abgeschlossen.
– Das Parlament unternahm Anstrengungen, um Asbestopfer besser zu schützen.

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport:
– Der Bundesrat plante ein neues Bundesgesetz über Prävention und
Gesundheitsförderung.
– Im Herbst präsentierte der Bundesrat einen überarbeiteten Gesetzesentwurf zur
Suizidhilfe und eine nationale Strategie zur palliativen Pflege.
– Die Prämienerhöhungen der Krankenkassen gaben Anlass für eine dringliche Debatte
im Nationalrat.
– Das Volk nahm den neuen Verfassungsartikel «Zukunft mit Komplementärmedizin»
an.
– National- und Ständerat verabschiedeten das Zusatzprotokoll über die
Transplantation menschlicher Organe und Gewebe.
– Der Bundesrat unterbreitete dem Parlament seine Botschaft zum
Sportförderungsgesetz.

Sozialversicherungen
– Der Ständerat beriet die leistungsseitigen Massnahmen der 11. AHV-Revision.
– Das Volk nahm den Bundesbeschluss über eine befristete Zusatzfinanzierung der IV
an.
– Das Parlament behandelte die Strukturreform der beruflichen Vorsorge und
verabschiedete die Massnahmen zur Erleichterung der Arbeitsmarktbeteiligung.
– Das Parlament befasste sich mit der Revision der Krankenversicherung.
– Der Nationalrat beriet das Bundesgesetz über die Unfallversicherung.
– Die Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes wurde vom Parlament behandelt.

Soziale Gruppen:
– Das Parlament verabschiedete eine Änderung der Vorschriften über die
Eheschliessung; eine Heirat ist künftig nur noch bei rechtmässigem Aufenthaltsstatus
beider Partner möglich.
– Der Bundesrat schickte eine Revision des Asyl- und Ausländergesetzes in die
Vernehmlassung.
– Die SVP beschloss die Lancierung einer Volksinitiative für Steuerabzüge zugunsten von
Familien, die ihre Kinder selbst betreuen.
– Die Stimmbevölkerung des Kantons Solothurn hiess die Einführung von
Ergänzungsleistungen für Familien an der Urne gut.
– Der Bundesrat verabschiedete den Vernehmlassungsentwurf für eine Totalrevision
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des Jugendförderungsgesetzes.

Bildung und Forschung:
– Im Berichtsjahr wurden die Verhandlungen über ein Bildungsabkommen mit der EU
abgeschlossen. 
– Nachdem der Kanton Tessin als zehnter Kanton dem HarmoS-Konkordat beigetreten
war, konnte es im August in Kraft treten.
– Im Sommer hiess der Bundesrat die totalrevidierte Berufsmaturitätsverordnung gut.
– Die Landesregierung präsentierte den Entwurf für ein Bundesgesetz über die
Förderung und Koordination der Hochschulen.
– Die Erziehungsdirektorenkonferenz verabschiedete im Sommer ein
Stipendienkonkordat.
– Das Parlament stimmte einem Verfassungsartikel zur Forschung am Menschen zu.
– In der Herbstsession wurde eine Teilrevision des Forschungsgesetzes zur Aufwertung
der Kommission für Technologie und Innovation gutgeheissen.

Kultur, Sprache, Kirchen:
– Nach erfolgreicher Differenzbereinigung verabschiedete das Parlament Ende Jahr das
neue Kulturförderungsgesetz.
– Gegen die Sektion Film des Bundesamtes für Kultur wurde eine Aufsichtsbeschwerde
eingereicht.
– Das Parlament nahm ein Gesetz zu den Museen und Sammlungen des Bundes an.
– Entgegen dem Antrag des Bundesrats trat der Nationalrat auf die Vorlage zu einem
Buchpreisbindungsgesetz ein und nahm das Geschäft an.
– Das eidgenössische Personalamt publizierte einen Evaluationsbericht zur Vertretung
der Sprachgemeinschaften in der Bundesverwaltung.
– Die Volksinitiative «gegen den Bau von Minaretten» wurde in der Volksabstimmung
vom 29. November mit einem Ja-Anteil von 57.5 Prozent angenommen.

Medien:
– Der Zürcher Medienkonzern Tamedia übernahm das Westschweizer Medienhaus
Edipresse.
– Es kam zu einer Bereinigung auf dem Gratiszeitungsmarkt: Vier Blätter wurden
eingestellt.
– Das Parlament hob das Werbeverbot für leichte Alkoholika für alle TV-Sender auf.
– Die SRG beschloss, im Rahmen ihres Konvergenzprojekts Radio, Internetauftritt und
Fernsehen in einer Unternehmenseinheit pro Sprachregion zusammenzuführen.
– Das Parlament forderte den Bundesrat auf, eine Strategie zur Bekämpfung der
Cyberkriminalität zu entwickeln.

Qu'est-ce qui figurait à l'agenda politique suisse en 2009? Quelles étaient les affaires
les plus importantes au Parlement? Et qu'est-ce qui a interpellé le public intéressé par
la politique? Les événements les plus importants en 2009 sont résumés ci-dessous et
ensuite listés par thème. Les liens vous mèneront directement à ces objets et
événements clés de l'année en cours. Hier finden Sie die deutsche Version dieses
Artikels.

Cette année a vu un nouveau remaniement gouvernemental. Après onze ans de
fonction, le libéral-radical Pascal Couchepin s’est retiré du Conseil fédéral. Le PDC a
essayé de profiter de cette opportunité, aux dépens du PLR, pour récupérer le siège
perdu en 2003 au profit de l’UDC. Les démocrates-chrétiens se sont ainsi appliqués à
obtenir le soutien de la gauche en accusant le PLR d’avoir glissé vers l’UDC et en
affirmant que seul le PDC incarnait le centre politique en Suisse. Ils ont également
justifié cette revendication de manière chiffrée : le PLR a certes obtenu une plus
grande partie des votes lors des dernières élections fédérales, mais le groupe composé
du PDC, du PEV et des Verts libéraux forme un plus grand groupe parlementaire. De la
sorte, ils ont proposé la candidature germanophone du conseiller aux Etats fribourgeois
Urs Schwaller. Bien que l’UDC se considérait sous-représentée au gouvernement depuis
la non réélection de Christoph Blocher et l’exclusion du parti de la conseillère fédérale
Evelyne Widmer-Schlumpf, les démocrates du centre ont renoncé à présenter un
candidat. Le PLR a lui présenté deux candidatures avec le neuchâtelois Didier
Burkhalter et le genevois (anciennement libéral) Christian Lüscher. Le 16 septembre,
l’Assemblée fédérale a élu Didier Burkhalter à la succession de Pascal Couchepin. Urs
Schwaller s’est nettement incliné, n’ayant pas obtenu le soutien de toute la gauche en
raison de sa vision plutôt conservatrice en matière de politique sociale et de politique
étrangère.

AUTRE
DATE: 31.12.2009
HANS HIRTER
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En politique étrangère, la Suisse a subi de fortes pressions internationales liées au
secret bancaire. La crise financière et économique mondiale a effectivement conduit à
une hausse des dépenses publiques et à un accroissement de l’endettement. La
conséquence de cette conjoncture fut un renforcement des efforts étatiques vers une
meilleure maîtrise de la perception fiscale et vers la recherche des fonds non déclarés
déposés à l’étranger. Cela a donc entraîné des pressions accrues des Etats et
d’organisations internationales comme l’OCDE ou l’UE sur des pays comme la Suisse,
dont le secret bancaire ne permettait pas la transmission d’informations concernant les
fonds suspectés d’évasion fiscale. Après la menace de l’OCDE de mettre la Suisse sur
une liste noire, ainsi que d’autres Etats qui appliquaient les mêmes règles, le Conseil
fédéral a cédé. Le 13 mars, il a adopté une nouvelle stratégie : à l’avenir, la Suisse se
référera sans réserve aux standards de l’OCDE et autorisera l’entraide administrative
dans les cas de soustraction d’impôt qualifiée de personnes résidents à l’étranger et
ayant des comptes en Suisse. Auparavant, la Belgique et le Liechtenstein s’étaient déjà
alignés à cette position ; le Luxembourg et l’Autriche ont franchi ce pas en même temps
que la Suisse. En conséquence, de nouvelles conventions de double imposition furent
négociées dans les mois qui suivirent. Le PS s’est réjoui d’une décision
gouvernementale attendue de longue date. L’organisation faîtière de l’économie,
Economiesuisse, et les associations bancaires se sont également rangées derrière le
Conseil fédéral. Par contre, l’UDC a émis de virulentes critiques, accusant le
gouvernement d’avoir capitulé face à un chantage de l’étranger et menaçant de mener
des référendums contre les nouvelles conventions de double imposition.

En politique européenne, le peuple a approuvé la continuation de la voie bilatérale.
Lors d’une votation référendaire, il s’est prononcé, contre l’avis de l’UDC, en faveur de
la reconduction de la libre circulation avec l’UE et de son extension à deux nouveaux
membres de l’UE, la Bulgarie et la Roumanie.

La crise financière internationale s’est atténuée. La Confédération a pu mettre fin à
son engagement d’un montant de CHF 6 milliards pour sauver la grande banque UBS et
a réalisé au passage un bénéfice net de CHF 1.2 milliard. L’engagement de la Banque
nationale pour sauver UBS fut par contre maintenu. Toutefois, la Banque nationale ne
devait plus couvrir que USD 40 milliards  de papiers valeurs à hauts risques (contre USD
60 milliards précédemment). Elle pouvait déjà en revendre la moitié sur des marchés
redevenus fluides.

La crise économique mondiale s’est fait pleinement ressentir en Suisse, un modeste
retour de la croissance a cependant été enregistré au second semestre. Globalement,
le recul du produit intérieur brut réel pour l’année 2009 s’est élevé à -1.9 pourcent
selon les premières estimations. Moins marqué que dans la plupart des autres pays
d’Europe occidentale, il s’agit toutefois de la plus forte baisse depuis 1975. Le taux de
chômage a crû de 2.6 pourcent à 3.7 pourcent au cours du premier semestre ; en fin
d’année, il s’est établi à 4.2 pourcent. En complément de la politique monétaire
expansive de la Banque nationale, la Confédération est montée au front avec des
programmes de relance conjoncturelle. Mais ces derniers sont demeurés modestes en
comparaison internationale, suscitant les critiques des syndicats, des Verts et du PS.

Les finances publiques ont affiché une santé surprenante. La chute des recettes
fiscales s’est révélée bien moins forte que redouté. Les comptes 2009 de la
Confédérations se sont soldés par un excédent de recettes de CHF 2.7 milliards. Dans
l’ensemble, les cantons ont également enregistré des résultats positifs d’un ordre de
grandeur similaire. Pour 2010, la Confédération et les cantons s’attendent toutefois à
des déficits. Tant l’Assemblée fédérale que les législatifs cantonaux ont adopté des
allégements fiscaux pour les familles et les PME. Les chambres fédérales ont aussi
décidé une simplification de la taxe sur la valeur ajoutée. Elles ont ainsi remis à plus
tard la décision concernant l’introduction d’un taux unique de TVA, telle que proposée
par le Conseil fédéral.

En matière de politique sociale, le peuple a approuvé la hausse temporaire de la TVA en
faveur de l’assainissement financier de l’AI. Le parlement a débattu de mesures
d’économie et de financements additionnels pour l’AVS et l’assurance chômage.

Le concordat pour l’harmonisation des systèmes de formation cantonaux (Harmos) a
été approuvé par deux nouveaux cantons (Berne et Tessin) et a pu ainsi entrer en
vigueur dans les onze cantons qui l’ont adopté. Il est demeuré indésirable en Suisse
centrale, où quatre cantons supplémentaires ont rejeté l’adhésion.
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À la surprise générale, les votants ont approuvé à près de 58 pourcent l’initiative
populaire « contre la construction de minarets » le 29 novembre. Après la
suppression de l’article sur les évêchés en 2001, la Constitution fédérale comporte à
nouveau une disposition discriminant une communauté religieuse particulière. Pour les
initiants, comme pour l’UDC et les petits partis de droite qui soutenaient le texte, il ne
s’agissait pas d’un problème de droit des constructions. Pour l’heure, des quelques 160
mosquées et lieux de prière à la disposition des 400'000 musulmans vivant en Suisse,
seuls quatre comportent un minaret et rares sont les projets d’en construire de
nouveaux. Le malaise vis-à-vis des immigrés musulmans, principalement originaires des
Balkans, et surtout vis-à-vis des représentations culturelles et juridiques propagées par
certains intégristes a joué un rôle central. La campagne, fortement marquée par le style
provocateur coutumier de l’UDC, et l’acceptation de l’initiative ont eu un fort
retentissement à l’étranger. On s’accorda à penser que, dans les autres pays d’Europe
occidentale où les musulmans représentent une proportion importante de la
population (France, Belgique, Pays-Bas, Allemagne), un vote populaire aurait connu une
issue similaire.

Problèmes politiques fondamentaux:
– Le Conseil national veut tester l’idée d’introduire un contrôle de constitutionnalité.
– Le Conseil fédéral a présenté une nouvelle loi sur la protection des armoiries
helvétiques.
– La peur du chômage a continué d’être la plus grande préoccupation des Suisses.

Ordre juridique:
– Une initiative populaire des Démocrates suisses visant la suppression de la loi contre
le racisme n’a pas abouti.
– Le peuple a approuvé de justesse l’introduction des passeports biométriques.
– Le parlement a renvoyé le projet de révision de la loi sur la protection de l’Etat au
Conseil fédéral.
– Le Conseil fédéral a proposé de réduire le délai de résidence permettant une
naturalisation ordinaire de douze à huit ans.
– Le peuple s’est prononcé dans trois cantons contre l’abaissement à 16 ans de l’âge
requis pour l’exercice du droit de vote.
– Le parlement a transmis plusieurs propositions en vue d’un durcissement du système
des peines.
– En février, l’initiative « Pour une protection face à la violence des armes » a aboutit ;
le Conseil fédéral recommande le rejet de l’initiative.

Institutions et droits populaires:
–  Le parlement a élu au Conseil fédéral le radical neuchâtelois Didier Burkhalter
comme successeur à Pascal Couchepin ; une candidature du PDC est restée vaine.
– Un avant-projet visant une révision partielle de la loi sur le personnel de la
Confédération a été fortement contesté en consultation.
– Le parlement a adopté une hausse substantielle des contributions fédérales aux
secrétariats des groupes parlementaires.
– Les deux chambres fédérales ne se sont pas tombées d’accord sur la nouvelle
organisation du Ministère public de la Confédération.
– Le peuple et les cantons ont décidé la suppression de l’initiative populaire générale
évaluée comme inapplicable.

Structures fédéralistes:
– La nouvelle disposition permettant aux concordats d’être déclarés obligatoires pour
tous les cantons a été vertement critiquée.
– Huit cantons du Nord-est du pays et de la Suisse centrale ont fondé une association
pour mieux représenter les intérêts de la région de Zürich.
– L’Assemblée interjurassienne (AIJ) a publié son rapport très attendu sur les scénarios
futurs possibles du Jura bernois.

Elections:
– Dans les cantons de Genève et de Neuchâtel, les partis bourgeois ont reconquis la
majorité au gouvernement.
– Dans le canton du Valais, une femme a pour la première fois accédé au Conseil
d’Etat.
– La ville de Zurich a connu la première présidente municipale de son histoire avec
l’élection de Corine Mauch(ps).
– Dans la ville de Lucerne ont eu lieu les premières élections générales depuis la fusion
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avec Littau.

Politique étrangère:
– La Suisse a signé des conventions de double imposition révisées afin de ne plus être
sur la liste grise du G20.
– Le peuple a reconduit par 59.6 pourcent des voix l’accord de libre circulation des
personnes avec l’UE et l’a étendu à la Bulgarie et à la Roumanie.
– Le parlement a adopté avec difficulté le projet modifié concernant la reprise du
règlement européen relatif au système d’information sur les visas.
– Le Conseil des Etats et le Conseil national ont prolongé le crédit cadre pour l’aide
monétaire internationale jusqu’à la fin de l’année 2013.
– Le gouvernement a justifié le gel de l’augmentation de l’aide au développement
décidée en 2008.
– L’initiative populaire « Pour l’interdiction d’exporter du matériel de guerre » a été
rejetée par 68.2 pourcent des votants et tous les cantons.
– Dans l’affaire Kadhafi, le président de la Confédération est allé présenter des excuses
à Tripoli sans pour autant obtenir la libération des deux ressortissants suisses.

Armée:
– L’élaboration du nouveau rapport sur la politique de sécurité a débuté durant l’année
sous revue.
– Les chambres ont refusé la participation de la Suisse à l’opération NAVFOR Atalanta
de l’UE.
– La loi sur l’armée et l’administration militaire proposée en 2008 a été rejetée, une
nouvelle loi n’incluant pas les thématiques contestées a été adoptée par les chambres.
– Le GSsA a déposé une initiative « Contre de nouveaux avions de combat ».
– Le parlement a adopté le programme d’armement 2009.
– Le Conseil fédéral a répondu au rapport sur les circonstances de la nomination de
Roland Nef.
– André Blattmann a été nommé chef de l’armée.
– Une initiative « Pour la protection face à la violence des armes » a été déposée.
– Le nombre d’admissions au service civil a explosé.

Politique économique:
– La récession mondiale a également saisi la Suisse.
– Le parlement a adopté deux autres programmes de soutien à la conjoncture
relativement timides.
– Le Conseil fédéral a soumis ses propositions visant une meilleure protection de
l’appellation d’origine suisse et de l’utilisation des armoiries de la Suisse.
– Le parlement a adopté l’introduction du principe du Cassis de Dijon pour les
importations venant de l’UE malgré l’opposition de l’UDC et des verts.
– Le Conseil des Etats a élaboré un contre-projet indirect répondant à l’initiative
contre les rémunérations abusives.

Crédit et monnaie:
– La Banque nationale a maintenu sa politique monétaire détendue.
– Le parlement a traité des mesures de réduction des risques que les grandes banques
peuvent constituer pour l’économie nationale.
– Les attaques continues et vives de l’étranger sur le secret bancaire suisse ont mené à
un débat intensif au gouvernement et au parlement  sur son avenir.
– Le Conseil fédéral a mis en consultation une proposition de loi sur les contrats
d’assurances.

Agriculture:
– Les chambres ont tenu une session extraordinaire consacrée au prix du lait et à la
politique agricole au mois de décembre.
– La fin des contingents laitiers au 1er mai et la baisse du prix du lait ont généré de
fortes tensions sur le marché laitier.
– Le Conseil fédéral a présenté son message relatif à la prolongation du moratoire sur
l’utilisation d’OGM dans l’agriculture. Le Conseil des Etats a adopté le projet moyennant
un léger amendement.
– Les chambres ont rejeté l’initiative populaire «Contre les mauvais traitements envers
les animaux et pour une meilleure protection juridique de ces derniers ».

Finances publiques:
–  Le parlement a adopté une révision législative visant à compenser plus rapidement
les effets de la progression à froid et un projet d’allégement fiscal pour les familles.
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–  Les chambres ont débattu et accepté une révision totale de la loi sur la taxe sur la
valeur ajoutée
–  Les comptes d’Etat 2009 se sont soldés par un bénéfice de CHF 2.7 milliards.
–  Le budget 2010 prévoit un déficit de CHF 2.4 milliards en raison principalement de la
récession.
–  En 2009, les cantons ont réalisé des gains de CHF 2.4 milliards et ont budgété des
déficits de l’ordre de CHF 2.3 milliard au total pour 2010.

Energie:
– Suite au constat de l’échec partiel de la libéralisation, le Conseil fédéral a chargé le
DETEC d’élaborer une révision de loi sur l’approvisionnement électrique.
– Les chambres ont adopté un programme national d’assainissement des bâtiments.
– Le DETEC a supprimé la limitation dans le temps de l’autorisation d’exploiter la
centrale nucléaire de Mühleberg (BE).
– Le Conseil des Etats a approuvé l’augmentation progressive de la redevance
hydraulique, alors que le Conseil national l’a liée à une hausse de la redevance pour la
rétribution à prix coûtant du courant vert.
– La chambre des cantons a chargé sa commission de l’énergie d’élaborer une stratégie
globale afin de préciser le rôle des centrales à combustibles fossiles.

Transports et communications:
– Le Conseil fédéral a adopté le message relatif au financement des programmes
d’agglomération urgents.
– Le désaccord entre le Conseil fédéral et les cantons est demeuré complet concernant
le financement de l’achèvement du réseau des routes nationales.
– Le parlement a adopté le premier paquet législatif de la réforme des chemins de fer
amputé de la loi sur les organes de sécurité.
– Le Conseil des Etats a adopté le projet de nouvelle législation postale concrétisant
une libéralisation en deux temps.
– Le peuple et les cantons ont approuvé la création d’un financement spécial en faveur
du trafic aérien.

Aménagement du territoire et logement:
– Le projet de loi fédérale concernant le développement territorial a échoué en
consultation.
– Le Conseil national a rejeté l’initiative populaire « Pour en finir avec la construction
envahissante de résidences secondaires», il a l’intention d’élaborer un contre-projet
indirect comprenant les mesures d’accompagnement de la Lex Koller.
– Le Conseil national n’est pas entré en matière sur la modification du droit du bail
proposant le découplage des loyers et des taux hypothécaires.
– Le Conseil fédéral a recommandé de rejeter les deux initiatives populaires intitulées «
Accéder à la propriété privée grâce à l’épargne-logement » et « Sécurité du logement à
la retraite » sans proposer de contre-projet.
– Le Conseil fédéral a mis en consultation un projet de modification de la loi fédérale
sur l’imposition de la propriété privée du logement.

Protection de l’environnement:
– Le Conseil fédéral a adopté le message relatif à la politique climatique post-Kyoto et
recommandé le rejet de l’initiative populaire « pour un climat sain ».
– Le parlement a approuvé le contre-projet indirect à l’initiative populaire « Eaux
vivantes » et recommandé le rejet d’icelle.
– L’OFEV a publié les premières mesures des nuisances sonores dues à la route, au rail
et à l’aviation. 
– La Fondation Helvetia Nostra a retiré son initiative populaire« contre la création
effrénée d’implantations portant atteinte au paysage et à l’environnement » suite à son
rejet massif par les chambres.
– L’Assemblée fédérale a approuvé l’octroi du crédit-cadre pour la première étape de
la troisième correction du Rhône.

Population et travail:
– La population permanente de la Suisse a pratiquement atteint 7.8 millions de
personnes au terme de l’année sous revue.
– Le nombre de chômeurs a crû en raison de la récession et le taux de chômage moyen
s’est établi à 3.7 pourcent.
– Le salaire nominal a augmenté de 2.1 pourcent et le salaire réel de 2.6 pourcent à
cause de l’inflation négative.
– Les syndicats ont déposé une initiative populaire pour six semaines de vacances.
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– Dans le secteur de l’hôtellerie et de la restauration, les partenaires ont conclu une
nouvelle convention collective de travail.
– Le parlement a pris des mesures pour améliorer la protection des victimes de
l’amiante.

Santé, assistance sociale, sport:
– Le Conseil fédéral a annoncé une nouvelle loi sur la prévention et la promotion de la
santé. 
– Au printemps, le Conseil fédéral a présenté un projet révisé de la loi sur l’aide au
suicide et une stratégie nationale pour les soins palliatifs.
– L’augmentation des primes des assurances maladies a donné lieu à un débat urgent
au Conseil national.
– Le peuple a adopté l’article constitutionnel « Pour la prise en compte des médecines
complémentaires ».
– Les deux chambres ont adopté le protocole additionnel relatif à la transplantation
d’organes et de tissus d’origine humaines. 
– Le Conseil fédéral a soumis au parlement son message concernant la loi sur la
promotion du sport.

Assurances sociales
– Le Conseil des Etats a examiné les mesures relatives aux prestations de la onzième
révision de l’AVS.
– Le peuple a adhéré à la décision de la Confédération relative au financement
additionnel temporaire de l’AI.
– Le parlement a traité des réformes structurelles de la prévoyance professionnelle et a
adopté des mesures pour faciliter l’accès au marché du travail.
– Le parlement s’est penché sur la révision de l’assurance maladie.
– Le Conseil national a traité la loi fédérale sur l’assurance accident.
– La révision de la loi sur l’assurance chômage a été examinée par le parlement.

Groupes sociaux:
– Le parlement a adopté une modification des prescriptions concernant le mariage; à
l’avenir, le mariage ne sera possible qu’à la condition que les deux partenaires soient au
bénéfice d’un statut de séjour régulier.
– Le Conseil fédéral a mis en consultation une révision des lois sur l’asile et sur les
étrangers.
– L’UDC a décidé de lancer une initiative populaire pour des déductions fiscales en
faveur des familles qui assurent elles-mêmes la garde des enfants.
– Le peuple soleurois a approuvé l’introduction de prestations complémentaires pour
les familles en votation.
– Le Conseil fédéral a adopté un avant-projet de révision totale de la loi sur
l’encouragement des activités de jeunesse.

Enseignement et recherche
– Les négociations avec l’UE concernant un accord sur la formation sont arrivées à leur
terme.
– Le canton du Tessin ayant été le dixième canton à adhérer au concordat HarmoS,
celui-ci est entré en vigueur en août de l’année sous revue.
– Le Conseil fédéral a approuvé  l’ordonnance totalement révisée sur la maturité
professionnelle.
– Le gouvernement a présenté son projet de loi fédérale sur l’aide aux hautes écoles et
la coordination dans le domaine suisse des hautes écoles.
– La Conférence des directeurs cantonaux de l’instruction publique a adopté un
concordat sur les bourses d’études.
– Le parlement a approuvé un article constitutionnel concernant la recherche sur l’être
humain.
– Lors de la session d’automne, les chambres ont adopté une révision partielle de la loi
sur la recherche visant à renforcer la commission pour la technologie et l’innovation.

Culture, langues, églises:
–  A la fin de l’année, le parlement a adopté la nouvelle loi sur l’encouragement à la
culture après une procédure d’élimination des divergences.
– Une plainte administrative contre la section cinéma de l’Office fédéral de la culture a
été déposée auprès de l’autorité de surveillance.
– Le parlement a approuvé une loi sur les musées et les collections de la
Confédération.
– Contrairement à la recommandation du Conseil fédéral, le Conseil national est entré
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en matière sur le projet de loi réglementant le prix du livre et l’a adopté.
– L’Office fédéral du personnel a publié un rapport d’évaluation sur la représentation
des communautés linguistiques dans l’administration fédérale.
– L’initiative populaire « contre la construction de minarets » a été acceptée par 57.5
pourcent des voix lors des votations fédérales du 29 novembre.

Médias:
– Le groupe de presse zurichois Tamedia a annoncé le rachat d’Edipresse.
– La disparition de quatre titres a conduit à une certaine concentration du marché des
journaux gratuits.
– Le parlement a supprimé l’interdiction de la publicité pour les boissons à faible
teneur alcoolique à la télévision.
– Dans le cadre de son projet de convergence, la SSR a décidé de réunir la radio, la
télévision et les multimédias dans des unités d’entreprise par région linguistique.
– Le parlement a sommé le Conseil fédéral de se doter d’une stratégie de lutte contre la
cybercriminalité.

Identité nationale

Das Postulat «Escher-Keller-Jubiläum 2019, Förderung der Forschung über die
Verwicklung der Familie Escher in die Sklaverei und Sichtbarmachung im Stadtbild»
wurde im Juli 2018 im Stadtzürcher Gemeinderat behandelt. Die Stadtpräsidentin
Corine Mauch (ZH, sp) zeigte sich im Namen des Stadtrats bereit, das Postulat zur
Prüfung entgegenzunehmen. Mit 67 zu 39 Stimmen (12 Enthaltungen) wurde das Postulat
vom Zürcher Gemeinderat zur Prüfung an den Stadtrat überwiesen. 1

AUTRE
DATE: 04.07.2018
SAMUEL BERNET

Expositions nationales et universelles

Nach wie vor befanden sich Projekte zur nächsten Landesausstellung «Expo 2027» in
Bearbeitung. Neu hinzugekommen war mit dem Verein «Nexpo» ein drittes Projekt.

Der Verein «Svizra27» hatte anfänglich lediglich eine Ausstellung im Kanton Aargau
geplant, unterdessen geniesse das Komitee aber grossen Rückhalt aus der Wirtschaft
mehrerer Kantone: Es gebe bereits verbindliche «ideelle wie auch […] materielle
Unterstützung», sagte Vereinspräsident Kurt Schmid gegenüber der Neuen Luzerner
Zeitung (NLZ) im Dezember 2017. Schmid wie auch Vizepräsident Thierry Burkhart (fdp,
AG) hatten aber zuvor gegenüber der Aargauer Zeitung versichert: «Wir wollen keinen
Gigantismus und keinesfalls aus dem Ruder laufende Kosten». Am Konzept «Mensch-
Arbeit-Zusammenhalt» halte man fest, denn die Arbeit gehöre zum täglichen Leben und
die Schweiz sei ein dynamischer Wirtschaftsraum. Erst in einer nächsten Planungsphase
würde man konkrete Umsetzungsideen besprechen und weitere Standorte bestimmen,
denn noch müsse man sich abschliessend mit den Kantonsregierungen Aargau, Basel-
Landschaft, Basel-Stadt, Jura und Solothurn und dem Bund absprechen. 

Das zweite Projekt «X-27» stellte mit dem Untertitel «Rendez-vous der Schweiz» die
zwischenmenschlichen Beziehungen in Zeiten der digitalisierten Kommunikation ins
Zentrum. Dabei soll die Bevölkerung bereits in der Planungsphase direkt miteinbezogen
werden, so wie dies nun auch bei der Finanzierung der Fall war: Über 800 Firmen und
Einzelpersonen unterstützten ein Crowdfunding auf der Plattform «wemakeit», damit
eine Machbarkeitsstudie sowie Konturen für die zukünftige Planung erstellt werden
können.
Der Standort Flugplatz Dübendorf (ZH), so der «X-27»-Präsident Peter Sauter in der
NLZ, erhalte eine zusätzliche Legitimation: Da in Dübendorf dereinst ein
Innovationspark entstehen solle, plane man, gemeinsam an einer Infrastruktur zu
arbeiten, die dann nach der Ausstellung wiederverwendet werden könne.

Mit der «Nexpo», dem neuen und dritten Projekt, will man eine Landesausstellung in
den 10 grössten Städten realisieren. Die Zürcher Stadtpräsidentin Corine Mauch leitete
den Projektausschuss und teilte gegenüber der NLZ mit, dass sich der Ansatz von den
früheren Ausstellungen sowie den anderen Ausstellungsprojekten grundlegend
unterscheide: Eine von den Städten getragene Expo umfasse das erste Mal die ganze
Schweiz und drücke die Vielfalt des Landes aus. Bis jetzt sei nicht nur in Zürich,
sondern auch in den anderen Städten «eine grosse Begeisterung» spürbar für die von
den Städten getragene Expo, so Mauch. Im März 2018 hatte das St. Galler-Tagblatt
berichtet, dass die zehn grössten Städte – also St. Gallen, Zürich, Basel, Biel, Genf,
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Lausanne, Lugano, Luzern und Winterthur – einen Verein gegründet hätten, um das
Projekt gemeinsam voranzutreiben. Das Ziel sei es, nach Partnern zu suchen und bis
2022 zu eruieren, ob die «Nexpo» wirklich die nächste Landesausstellung werden
könne. Zentrales Thema der Expo soll das Zusammenleben in der Schweiz des 21.
Jahrhunderts werden. Indem, wie auch bei der «X-27», die Bevölkerung verstärkt in die
Planung miteinbezogen werde, wolle man den Zusammenhalt in der Bevölkerung
stärken sowie Stadt, Agglomeration und Land näher zusammenrücken. Damit werde
auch dem Umstand entgegengewirkt, dass der Stadt-Land-Graben immer grösser
werde, wie der Luzerner Stadtpräsident Beat Züsli verlautbarte. 

Noch habe der Bund zur Finanzierung der drei Projekte kein grünes Licht gegeben.
Zuletzt erklärte der Bundesrat seine Bereitschaft zur Finanzierung einer
Landesausstellung beim mittlerweile aufgegebenen Expo-Projekt «Bodensee-
Ostschweiz». Dort sprach er sich für eine Finanzierung von 50 Prozent der
Gesamtkosten «und höchstens einer Milliarde Franken» aus. Gegenüber dem Vorstand
der «Svizra27» habe der Bundesrat aber verlauten lassen, eine Finanzierung künftiger
Projekte sei noch zu beurteilen. Möglich sei, wie die Aargauer Zeitung im Juni 2018
argumentierte, dass mit dem Nein zur Olympiade in Sion 2026 für eine Expo 2027
womöglich Gelder frei würden. 2

Institutions et droits populaires

Conseil fédéral

2. November 2022: Der Rücktritt von Simonetta Sommaruga

Am 25. Oktober, also kurz nachdem die fünf Kandidierenden der SVP offizialisiert
waren, gab Simonetta Sommaruga via den Departementssprechenden bekannt, dass sie
ihre Regierungstätigkeit temporär unterbrechen müsse, da ihr Ehemann Lukas
Hartmann hospitalisiert worden sei. Dies war dann auch die Ursache für die wenige
Tage später sehr überraschend erfolgende Rücktrittsankündigung der amtierenden
Energie- und Verkehrsministerin: Am 2. November gab Simonetta Sommaruga ihren
auch für sie persönlich abrupten Rücktritt auf Ende Jahr bekannt, weil der Hirnschlag
ihres Mannes für sie ein schwerer Schock gewesen sei und gezeigt habe, dass sie die
Schwerpunkte in ihrem Leben anders setzen wolle. Den Tränen nahe beteuerte die
Bernerin, dass sie gerne Bundesrätin gewesen sei und eigentlich geplant habe, dies
auch noch eine Weile zu bleiben. So ein Schicksalsschlag stimme aber nachdenklich
und verschiebe die Prioritäten. Die 2010 in den Bundesrat gewählte Simonetta
Sommaruga war zuerst Justizministerin bevor sie 2019 das UVEK übernommen hatte. 

In den Medien wurde die SP-Magistratin als populäre Bundesrätin gewürdigt, die
allerdings häufig Abstimmungsniederlagen in Kauf habe nehmen müssen (Le Temps) –
die Schlimmste darunter sei wohl das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative der SVP
gewesen. Im Zentrum ihrer Arbeit hätten stets die Menschen gestanden, urteilte der
Blick. Die NZZ bezeichnete sie als «clever» und «beharrlich» mit einem «Hang zur
Perfektion», der ihre Auftritte auch «angestrengt und belehrend» habe wirken lassen.
Sie habe aber für eine SP-Bundesrätin auch dank «stoischer Beharrlichkeit» letztlich
überraschend viele Vorlagen durch das Parlament gebracht. Die Aargauer Zeitung
würdigte Simonetta Sommaruga als «Mensch gewordenes Verantwortungsgefühl», als
«Bundesrätin, die niemals die Kontrolle verlieren will». Alle ausser der SVP hätten sie
geliebt, titelte La Liberté. Die WoZ erinnerte angesichts der Betroffenheit, die
Simonetta Sommaruga bei ihrer Rücktrittsmedienkonferenz ausgelöst hatte, daran, dass
die Magistratin seit ihrer Wahl in den Bundesrat immer wieder von Teilen der Medien
und der SVP angegriffen worden sei: «An der Bernerin offenbarte sich die
Verunsicherung rechter Männer vor linken, machtbewussten Frauen», so die WoZ. In
der Tat warf etwa Roger Köppel (svp, ZH) der Magistratin nach ihrem auch für den
Bundesrat und ihre Partei überraschenden Rücktritt in der Weltwoche Parteikalkül und
«Flucht» vor, weil sie schon lange «ermattet und ermüdet» sei. Dies stiess in vielen
Medien freilich auf Kritik, da der Entscheid private Gründe habe und Respekt verdiene,
so etwa der Tages-Anzeiger. Allerdings kommentierte die NZZ, dass der Rücktritt zwar
verständlich sei, in Anbetracht der schwierigen Lage hinsichtlich Energieversorgung
aber zur Unzeit komme. Ihre Nachfolgerin oder ihr Nachfolger müsse nun innert
kürzester Zeit «eine der schwersten Krisen für die Schweiz seit Jahrzehnten» meistern.

Auch bei der SP begann das von den Medien in Schwung gehaltene
Kandidierendenkarussell noch am Tag der Demission von Simonetta Sommaruga zu
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drehen. Daran beteiligte sich freilich auch aktiv die Parteispitze, die unmittelbar
ankündigte, dass die SP ein reines Frauenticket präsentieren werde, wobei egal sei, aus
welcher Sprachregion die Kandidatinnen stammten. Da die SP mit Alain Berset bereits
einen Mann in der Bundesregierung habe und den Grundsatz der Geschlechterparität
pflegen wolle, sei ein reines Frauenticket angezeigt, so die Begründung des SP-Co-
Präsidiums aus Mattea Meyer (sp, ZH) und Cédric Wermuth (sp, AG). In den Medien
wurden entsprechend schnell Favoritinnen ernannt: Sehr häufig fielen dabei die Namen
der Ständerätin Eva Herzog (sp, BL), der Nationalrätinnen Flavia Wasserfallen (sp, BE)
und Nadine Masshardt (sp, BE) sowie der Regierungsrätinnen Jacqueline Fehr (ZH, sp)
oder Evi Allemann (BE, sp). Obwohl sich vor allem die Westschweizer Medien nur
geringe Chancen für eine Kandidatur aus der Westschweiz ausrechneten
(beispielsweise Le Temps), da in diesem Fall vier nicht deutschsprachige Personen im
Bundesrat sitzen würden – zwei davon für die SP –, fielen auch die Namen der
Regierungsrätinnen Rebecca Ruiz (VD, sp) und Nuria Gorrite (VD, sp) sowie der
Ständerätinnen Marina Carobbio (sp, TI) und Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU). Co-
Präsidentin Mattea Meyer (sp, ZH) gab hingegen sofort bekannt, nicht zur Verfügung zu
stehen. 

Die in den Medien als vorschnell kritisierte Ankündigung der Parteispitze, ein reines
Frauenticket präsentieren zu wollen, gab Raum für weitere Spekulationen. Ständerat
Daniel Jositsch (sp, ZH) etwa wurden laut Medien schon lange Bundesratsambitionen
nachgesagt. Diese würden freilich stark geschmälert, wenn eine Deutschschweizer SP-
Frau Simonetta Sommaruga beerben würde, weil für eine allfällige spätere Nachfolge
von Alain Berset dann wohl Westschweizer Männer im Vordergrund stehen würden.
Auch Regierungsrat Beat Jans (BS, sp) und die Nationalräte Matthias Aebischer (sp, BE)
oder Jon Pult (sp, GR) dürften ob der Ankündigung «frustriert» sein, mutmasste La
Liberté. Für den Westschweizer Nationalrat Pierre-Yves Maillard (sp, VD) sei der Fokus
auf eine (Deutschschweizer) Frau hingegen eine gute Nachricht, mutmasste der Tages-
Anzeiger wiederum im Hinblick auf eine Nachfolge von Alain Berset. Zu den eigentlichen
Verliererinnen der SP-Strategie gehörten neben den Deutschschweizer Männern aber
auch die Westschweizer Frauen, die sich eine Kandidatur eher zweimal überlegen
dürften, analysierte 24Heures. Einerseits seien die Chancen gering, dass das Parlament
eine vierte romanischsprachige Person in den Bundesrat wähle, und andererseits werde
wohl bei einem Rücktritt von Alain Berset dann lediglich ein Männerticket aufgestellt.

Der SP blieben für die Kandidierendensuche nur wenige Tage. Sie setzte sich als
Meldeschluss den 21. November, damit die Fraktion am 26. November ein Zweierticket
nominieren konnte. Der Rücktritt Simonetta Sommarugas habe die Partei auf dem
falschen Fuss erwischt, beurteilte der Blick die kurze Zeitspanne. Bevor sich die ersten
Kandidierenden meldeten, kam es wie zuvor schon bei der SVP auch bei der SP zu einer
Reihe von medial mehr oder weniger stark begleiteten Absagen. Ausser Mattea Meyer
verzichteten neben den genannten Favoritinnen Jacqueline Fehr, Nadine Masshart,
Rebecca Ruiz, Nuria Gorrite und Marina Carobbio auch die Nationalrätinnen Priska
Seiler Graf (sp, ZH), Barbara Gysi (sp, SG), Edith Graf-Litscher (sp, TG), Yvonne Feri (sp,
AG) und die Zürcher Stadtpräsidentin Corine Mauch (ZH, sp) mit offiziellen
Presseauftritten auf eine Kandidatur. Nach kurzer Bedenkzeit und grosser medialer
Aufmerksamkeit verzichtete auch die ehemalige Aargauer Ständerätin Pascale Bruderer
(AG, sp) auf eine Kandidatur. Sie war gar mittels Petition von mehreren Personen zu
einer Kandidatur aufgefordert worden. Das habe sie sehr berührt, eine Rückkehr in die
Politik sei aber für sie kein Thema. Auch die Absage von Flavia Wasserfallen war den
Medien mehr als eine Kurzmeldung wert. Wie Esther Friedli (svp, SG) bei der SVP wollte
sich die Bernerin auf die Ständeratswahlen 2023 konzentrieren und den Sitz des auf
Ende Legislatur zurücktretenden Hans Stöckli (sp, BE) verteidigen. 

Im Gegensatz zu Jon Pult, der den Entscheid der SP-Spitze für ein reines Frauenticket
befürwortete und sich entsprechend nicht zur Verfügung stellte, wollte sich Daniel
Jositsch nicht aus dem Rennen nehmen. Er erhielt dabei Zuspruch von bürgerlichen
Parlamentarierinnen und Parlamentariern, die das Vorgehen der SP-Parteileitung in den
Medien als «diktatorisch» (Alfred Heer, svp, ZH) bezeichneten oder kritisierten, dass es
«mit Gleichberechtigung nicht mehr viel zu tun habe» (Josef Dittli, fdp, UR). Jositsch
liess verlauten, dass er sich eine Kandidatur überlege, wenn die Fraktion auch Männer
zulasse. Dafür werde er sich parteiintern einsetzen, weil er ein reines Frauenticket als
«diskriminierend» erachte. Es handle sich um eine Einschränkung der Wahlfreiheit, die
dem Passus in den Statuten der SVP nahekomme, der jedes Mitglied automatisch
ausschliesse, wenn es eine Wahl annehme, ohne von der Partei nominiert worden zu
sein. Seine damit offiziell angekündigte Kandidatur brachte dem Zürcher Ständerat
zahlreiche negative Kommentare ein. Der am rechten Rand der SP politisierende Daniel
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Jositsch fordere seine eigene Partei heraus und schaffe sich damit zahlreiche Feinde,
befand LeTemps. Die «Granate Jositsch explodierte im Gesicht der SP», titelte
24Heures: «Il est vieux, blanc, mâle et riche», also alles, was die neue Garde der SP im
Moment «verabscheue», so die Westschweizer Zeitung. Der Tages-Anzeiger warf
Jositsch vor, mit dem «unsäglichen Theater» Frauen zu brüskieren, solange diese in
den verschiedenen politischen Gremien nach wie vor nicht angemessen vertreten
seien. Er sei auf einem «Egotrip», überschätze sich völlig und zeige damit nachgerade
auf, dass er eben nicht geeignet sei für ein Bundesratsamt, zitierte der Blick
verschiedene SP-Stimmen. Er habe Goodwill verspielt und müsse für den «Hochseilakt
ohne Netz» wohl noch büssen. Die WoZ kritisierte, dass nach «173 Jahren Patriarchat
[...] ein Mann auch heute noch nicht glauben [will], dass der eigene Karriereverzicht ein
Akt der Gleichstellung sein kann». Auch die Weltwoche schrieb von
«Selbstdemontage». Allerdings erhielt Jositsch auch Unterstützung aus der eigenen
Fraktion. Sich auf ein reines Frauenticket zu konzentrieren sei «demokratisch und
strategisch ungeschickt», meldete sich etwa Nationalrätin Franziska Roth (sp, SO) im
Blick zu Wort. Es brauche Wettbewerb zwischen Frauen und Männern und keine
Reduktion der Kandidierenden auf ihr Geschlecht. Roberto Zanetti (sp, SO) kritisierte
vor allem die Parteileitung: «Ich mag es nicht, wenn man mir vorschreibt, wie ich mir
meine Gedanken machen soll», so der Ständerat, der in der Folge ein Dreierticket
vorschlug. Die Frage werde fraktionsintern wohl noch zu reden geben, vermutete der
Blick. Die Fraktion selber versuchte etwas den Wind aus den Segeln zu nehmen, indem
sie verkündete, den Vorschlag der Parteispitze für ein reines Frauenticket bzw. den
Antrag von Jositsch auf ein gemischtes Ticket an ihrer Fraktionssitzung am 18.
November zu diskutieren. Es sei der Verdienst von Jositsch, dass das Thema offen
diskutiert werde, urteilte die NZZ. Er verdiene auch deshalb einen «fairen Prozess».

Nach der Kandidatur von Jositsch verging einige Zeit, bis die ersten Kandidatinnen ihre
Bewerbung einreichten. Die erste Frau, die sich schliesslich am 10. November mit einer
Kandidatur meldete, war Evi Allemann. Damit habe es die SP «geschafft, eine junge
Mutter ins Rennen zu schicken [... und] mit einer Art Sanna Marin [...] für frischen Wind
[zu] sorgen» (die finnische Ministerpräsidentin Sanna Marin war jüngste
Ministerpräsidentin weltweit und bei ihrem Amtsantritt Mutter einer einjährigen
Tochter). Die ehemalige Nationalrätin und seit 2018 Berner Regierungsrätin – und
Mutter zweier Kinder im Alter von elf und sieben Jahren, wie sogleich in allen Medien
berichtet wurde – habe allerdings national kaum Schlagzeilen gemacht, zudem könnte
es ein Nachteil sein, dass sie seit fünf Jahren nicht mehr im nationalen Parlament sitze,
mutmasste der Blick. Allemann sei nicht die Wunschkandidatin der SP gewesen, wusste
24Heures. Sie habe nicht das Charisma von Flavia Wasserfallen, die in Bundesbern
wesentlich häufiger als Favoritin genannt worden sei. Die Kandidatur von Evi Allemann,
die eine Bilderbuchkarriere ohne Kanten aufweise und bereits mit 20 Jahren in den
Berner Grossen Rat gewählt worden war – 1998 war sie die jüngste
Kantonsparlamentarierin der Schweiz – und 2003 den Sprung in den Nationalrat
geschafft hatte, habe aber ein grosses «ouf de soulagement» bei der Parteileitung
ausgelöst, so 24Heures weiter. Evi Allemann sei auch in bürgerlichen Kreisen beliebt
und zeichne sich durch Pragmatismus aus. Sie habe zudem auf Anhieb jedes politische
Mandat erhalten, das sie angestrebt habe, so der Tages-Anzeiger. Dass sie nicht mehr in
Bundesbern sei, sei für die ehemalige VCS-Präsidentin allerdings ein Handicap, urteilte
auch die NZZ.

Als klare Favoritin wurde in den Medien freilich Eva Herzog gehandelt, die tags darauf
ihre Kandidatur bekannt gab. «Eva Herzog est la Albert Rösti du Parti socialiste» – sie
sei die mit Abstand am häufigsten genannte Favoritin –, berichtete etwa Le Temps über
die Kandidatur der Basler Ständerätin. Sie könne einige Trümpfe aufweisen, wie etwa
ihre 19-jährige Erfahrung als Finanzvorsteherin des Kantons Basel-Stadt und ihre
Ständeratskarriere seit 2019. Ihre gescheiterte Bundesratskandidatur im Jahr 2010, als
sie von der Fraktion für die Nachfolge von Moritz Leuenberger nicht aufs Ticket gesetzt
worden war, sei zudem ebenfalls kein Nachteil. Schliesslich sei der Kanton Basel-Stadt
seit 1973 nicht mehr im Bundesrat vertreten gewesen. Dies sei auch ein Vorteil
gegenüber der Bernerin Evi Allemann, waren sich die meisten Medien einig. Auch der
Blick machte Eva Herzog zusammen mit Albert Rösti sogleich zum «Favoriten-Duo» und
betonte «die Lust aufs Amt und den Gestaltungswillen», den die Baslerin versprühe. Als
Nachteil bezeichnete 24Heures das fehlende Charisma von Eva Herzog. Sie sei «un peu
cassante», wirke häufig ein wenig spröde. 

Einen weiteren Tag später warf die vierte Kandidatin der SP ihren Hut in den Ring.
«Elisabeth Wer?», titelte die WoZ in Anspielung auf die zumindest in der
Deutschschweiz geringe Bekanntheit von Elisabeth Baume-Schneider, die ähnlich wie
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Eva Herzog seit 2019 im Ständerat sitzt und vorher während 13 Jahren im Kanton Jura
als Regierungsrätin das Bildungsdepartement geleitet hatte. Ebendiese Unbekanntheit
sei das grosse Manko der Kandidatin aus der Romandie, waren sich zahlreiche
(Deutschschweizer) Medien einig. Auch wenn von der SP-Parteileitung explizit auch
Frauen aus der lateinischen Schweiz zu einer Kandidatur aufgefordert worden seien,
werde die Vereinigte Bundesversammlung kaum eine Mehrheit von nicht-
deutschsprachigen Personen im Bundesrat goutieren, prognostizierte Le Temps – auch
wenn Elisabeth Baume-Schneider bilingue ist, ihr Vater ist Deutschschweizer. Dass die
Jurassierin «rien à perdre» habe, könne ihr aber auch zum Vorteil gereichen. Die
Chancen seien «mince, mais pas nulles», hoffte Le Quotidien Jurassien. Es könnte sich
gar für die Zukunft lohnen, den bisher noch nie im Bundesrat repräsentierten
peripheren Kanton Jura bekannter zu machen, befand Le Temps mit Blick auf eine
mögliche Wahl bei einem Rücktritt von Alain Berset. Für den Kanton sei dies «une belle
publicité», so Le Temps. Zudem habe die ehemalige Regierungsrätin im Jura viel
Rückhalt, so die Westschweizer Zeitung weiter. In der Tat gab der jurassische
Regierungsrat ihre Kandidatur gar in einem Communiqué bekannt und stellte sich mit
der Ankündigung, sie könne den Röstigraben verkleinern, öffentlich hinter seine
ehemalige Kollegin. In den Medien wurde zudem Elisabeth Baume-Schneiders Nähe zur
Landwirtschaft betont. Thema war freilich auch ihr Alter, das als «Handicap» gewertet
wurde, weil sich die SP eine jüngere Frau wünsche, so der Blick. Die 58-jährige
Ständerätin aus dem Kanton Jura gab zudem in Interviews zu Protokoll, dass sie sich mit
65 Jahren pensionieren lassen wolle. Sie betrachte sich deshalb als «conseillère
fédérale de transition», so ihre Aussage in 24Heures. Eva Herzog bleibe aber auch
deshalb Favoritin, weil die Jurassierin eher am linken Rand der SP politisiere und das
Parlament deshalb weniger gut von sich überzeugen könne als die eher am rechten
Rand der SP einzuschätzende Eva Herzog, so der Blick weiter. 24Heures befand zudem,
dass Elisabeth Baume-Schneider das grünste Profil der SP-Kandidierenden habe, was
ihr allenfalls Stimmen von den Grünen einbringen könnte. Kaum zur Sprache kam
hingegen, dass die Jurassierin in ihren Jugendjahren bei der Revolutionären
Marxistischen Liga politisiert hatte, galt sie doch auch in bürgerlichen Kreisen als «sehr
konziliant». In Interviews gaben Ständerätinnen und Ständeräte aus allen Lagern etwa
der Aargauer Zeitung zu Protokoll, sie sei «lösungsorientiert, ohne den grossen Auftritt
zu suchen», «verlässlich und kollegial», «seriös, aber nicht verbissen» und sie strahle
eine «positive Leichtigkeit» aus. Hingegen wurde das Thema Mutterschaft auch bei der
Kandidatin aus dem Kanton Jura diskutiert: Der Blick wusste zu berichten, dass
Elisabeth Baume-Schneider zwar nicht mehr das Profil der jungen Mutter habe, wie dies
von der SP gewünscht werde, sie habe aber bereits im Jahr 2000 landesweit für
Schlagzeilen gesorgt, weil sie damals als Parlamentspräsidentin ihr Baby an eine Sitzung
im Jurassischen Parlament mitgenommen habe. Die Frage, ob ein Exekutivamt mit
Kindern möglich sei, sei für Elisabeth Baume-Schneider deshalb ein «Déjà-vu». Die
Sanna Marin, die die SP heute im Bundesrat haben wolle, sei die zweifache Mutter
Elisabeth Baume-Schneider schon vor 20 Jahren gewesen, bemühte die Aargauer
Zeitung den Vergleich mit der finnischen Präsidentin ein weiteres Mal.

Bevor die SP über die Nominierung entschied, stand die mit einiger Spannung erwartete
Lösung der «Frage Jositsch» an. In den Medien hatte der Wind in der Zwischenzeit
etwas gedreht und die SP wurde für ihr mangelndes strategisches Geschick kritisiert.
Dass sofort kommuniziert worden sei, nur auf Frauen zu setzen, habe die Partei
unnötigen Spannungen ausgesetzt, war in zahlreichen Medien zu lesen. In der
Zwischenzeit hatte sich zudem die «Reformplattform», ein loser Zusammenschluss
moderat-zentristischer Kräfte der SP, hinter Jositsch gestellt. Im Hinblick auf die
eidgenössichen Wahlen 2023 habe die SP aber wohl keine andere Wahl, als mit einer
Frau und einem Mann im Bundesrat vertreten zu sein, was nur ein reines Frauenticket
garantiere, ergänzte der Tages-Anzeiger. Als Gleichstellungspartei sei sie sonst nicht
glaubwürdig. Alles andere wäre denn auch «politisches Harakiri», urteilte auch die
Republik. Denn würde Jositsch auf dem Ticket stehen, würde er «mit hoher
Wahrscheinlichkeit» gewählt, was dem mächtigen «Momentum von feministischer
Politik» völlig zuwiderlaufen und Proteste auslösen würde. Auch der 80-köpfige
Parteirat, eine Art Parlament innerhalb der Partei, stärkte der Parteileitung den Rücken
und sprach sich einstimmig für ein reines Frauenticket aus. Die diese Frage letztlich
entscheidende Fraktion selber tagte dann am 18. November und sprach sich laut ihrem
Chef Roger Nordmann (sp, VD) klar mit 37 zu 6 Stimmen (2 Enthaltungen) dafür aus, nur
Frauen zu nominieren. Daniel Jositsch habe sich eloquent verteidigt, respektiere aber
das Urteil, so Nordmann weiter. Der Vorschlag für ein Dreierticket sei mit 26 zu 19
Stimmen abgelehnt worden. In einem kurzen Statement gab Daniel Jositsch im
Anschluss an die Fraktionssitzung den Medien zu Protokoll, er verstehe den Entscheid,
es gebe keine innerparteilichen Konflikte und er ziehe seine Kandidatur angesichts der
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exzellenten Kandidatinnen zurück. Die Diskussionen seien freilich nicht so glatt
verlaufen, wie dies für die Presse dargestellt worden sei, wusste der Tages-Anzeiger zu
berichten. Vor allem die Parteispitze habe sich von einigen Fraktionsmitgliedern
harsche Kritik anhören müssen: Dass Mattea Meyer und Cédric Wermuth unmittelbar
nach dem Rücktritt von Simonetta Sommaruga eigenmächtig ein Frauenticket
angekündigt hätten, zeuge von schlechtem Kommunikationsstil und mangelndem
Vertrauen in die Fraktion, so die interne Kritik laut Tages-Anzeiger. 

Spannend blieb in der Folge also die Frage, welche beiden Kandidatinnen von der
Fraktion aufs Ticket gehievt werden. Im Vorfeld der entsprechenden
Fraktionsentscheidung vom 26. November hatte die SP vier von ihr so benannte
«öffentliche Hearings» in Luzern, Lausanne, Zürich und Liestal geplant, in denen die
drei Kandidatinnen Red und Antwort stehen – und «mit dem personellen Spektakel
etwas Werbung» für die Partei machen sollten, wie die NZZ vermutete. Alle vier
Hearings verliefen ohne Überraschungen. Es gebe kaum Unterschiede in den Positionen
der drei Kandidatinnen war die ziemlich einhellige Meinung der Medien, was das
Rennen um die Plätze auf dem Ticket freilich nur spannender mache.

Die Entscheidung der SP-Fraktion, Eva Herzog und Elisabeth Baume-Schneider auf das
Ticket zu setzen, sorgte dann doch bei vielen Beobachterinnen und Beobachtern für
überraschte Gesichter und einige Kritik. Der Entscheid habe etwas Zufälliges, urteilten
einige Medien gestützt auf den Wahlprozess in der Fraktion, über den medial berichtet
wurde. In den ersten beiden Wahlgängen waren die Unterschiede jeweils knapp, einmal
verfügte Elisabeth Baume-Schneider und einmal Evi Allemann über die meisten
Stimmen. Erst im dritten Wahlgang, in dem keine Zweitstimmen mehr zugelassen waren,
war das Ergebnis schliesslich klar genug: 24 Stimmen für Eva Herzog, 23 für Elisabeth
Baume-Schneider und lediglich noch 14 für Evi Allemann, die also für viele
Fraktionsmitglieder anscheinend jeweils zweite Wahl gewesen war. Ausgerechnet die in
den letzten Wochen so breit diskutierte «junge Mutter» hatte es damit nicht auf das
Ticket geschafft. Dies stiess bei zahlreichen Beobachterinnen und Beobachtern auf
Kritik. Die Sonntagszeitung wusste zu berichten, dass es in der Fraktion zwei Lager
gegeben habe: Das eine habe auf die moderatere Eva Herzog gesetzt, während das
andere vorwiegend aus Romand.e.s bestanden habe, unterstützt von
Fraktionsmitgliedern, die bei der nächsten Vakanz die Wahlchancen Deutschschweizer
Männer erhöhen wollten. Dieses Lager habe die eher links politisierende Westschweizer
Kandidatin Elisabeth Baume-Schneider präferiert. Dies wiederum weckte Unbill bei der
FDP, die sich im Vorfeld dezidiert gegen eine lateinische Mehrheit im Bundesrat
ausgesprochen und bei der SP entsprechende Forderungen angemeldet hatte. Auch die
SVP kritisierte die Auswahl, weil die Gefahr bestehe, dass am Schluss nur noch Kantone
im Bundesrat vertreten seien, die im Finanzausgleich zu den Nehmerkantonen
gehörten. Der Sonntagsblick hatte im Vorfeld der Fraktionssitzung eine
Bevölkerungsbefragung durchführen lassen, bei der sich zeigte, dass die Mehrheit der
Befragten ebenfalls die beiden Ständerätinnen auf das Ticket gesetzt hätte. Laut der
Montagspresse änderte diese Vorauswahl allerdings wenig an der Ausgangslage: Wie bei
der SVP Albert Rösti bleibe auch bei der SP Eva Herzog klare Favoritin. Die Aargauer
Zeitung bezeichnete die Nomination von Elisabeth Baume-Schneider als «taktisch». Sie
sei für Herzog die ungefährlichere Partnerin auf dem Ticket. Elisabeth Baume-
Schneider selber war sich ihrer Outsider-Rolle bewusst, aber man könne ja nie wissen,
gab sie dem Quotidien Jurassien zu Protokoll.

Mandat parlementaire

Nach der Ankündigung der Kandidatur von Magdalena Martullo-Blocher für die
Nationalratswahlen 2015 ging der Sonntagsblick der Frage nach, ob es in der Schweiz
Politikerdynastien gebe. Die Zeitung stiess dabei auf zahlreiche Namen. Im Kanton
Aargau prägen und prägten drei Generationen der Familie Binder-Keller für die CVP die
Politik: Julius Binder (90) war National- und Ständerat, Andreas Binder (58) und dessen
Frau Marianne Binder-Keller (56) sassen bzw. sitzen im Grossrat, wobei der Vater von
Binder-Keller, Anton Keller (80), ebenfalls bereits Nationalrat war und der Sohn von
Marianne und Andreas, Simon Binder (28) die CVP in Baden co-präsidiert. Ebenfalls im
Kanton Aargau machen sich die Giezendanners einen Namen: Ulrich (61) ist seit 24
Jahren im Nationalrat, sein jüngerer Sohn Benjamin (33) im Grossrat und sein älterer
Sohn, Stefan (37), im Einwohnerrat in Zofingen – alle drei für die SVP. Der Sohn des
ehemaligen FDP-Bundesrats Fritz Honegger (1917-1999), Eric Honegger (69), war in
Zürich Regierungsrat. Ebenfalls in Zürich wirkt Corine Mauch als Zürcher
Stadtpräsidentin, sie ist die Tochter der ehemaligen ersten Nationalrätin für den Kanton
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Aargau Ursula Mauch (80). 
Von weiteren sieben aktuellen Parlamentariern und einer aktuellen Parlamentarierin
hätten bereits die Väter in Bundesbern gesessen: von Marina Carobbio (sp, TI), Max
Chopard (sp, AG), Jean Christophe Schwaab (sp, VD), Alexander Tschäppät (sp, BE),
Jean-François Rime (svp, FR), Christian Wasserfallen (fdp, BE), Jean-René Germanier
(fdp, VS) sowie von Thomas Hefti (fdp, GL). Hinzu komme Eveline Widmer-Schlumpf
(bdp, GR), deren Vater Leon Schlumpf (svp, GR) bereits Bundesrat war.
Verantwortlich sei wohl das politische Umfeld, in dem man aufwachse und das Kinder
präge, zog das Sonntagsmedium den Schluss. Namen könnten durchaus eine Hilfe sein,
um politische Karriere zu machen, sie können aber auch hinderlich sein. Der
Sonntagsblick zitierte dazu den Ex-US-Präsidenten George W. Bush, Sohn des Ex-US-
Präsidenten Georg Bush: „Ich habe die Hälfte der Freunde meines Vaters geerbt und
alle seine Feinde.“ 3

Structures fédéralistes

Relations entre la Confédération et les cantons

Mit dem Familienartikel kollidierte zum neunten Mal bei einer eidgenössischen
Abstimmung das Volksmehr mit dem Ständemehr, d.h. obwohl die Mehrheit der
Stimmenden die Verfassungsänderung gutgeheissen hätte, kam sie aufgrund einer
Mehrheit von ablehnenden Kantonen nicht zustande. Zu den Verlierern zählten dabei
zum wiederholten Male die französischsprachigen und bevölkerungsstarken Kantone
(ZH, BE, BL, GE, VD). Die anschliessend einsetzenden Diskussionen über mögliche
Reformen des Ständemehrs brachten keine neuen Ideen. Vorschläge für neue
Mehrheitsregeln, die proportionale Verteilungen der Standesstimmen, vorgebracht von
Nationalrat Roger Nordmann (sp, VD) und der vom Berner Stadtpräsidenten, Alexander
Tschäppät (sp), und dem ehemaligen Stadtpräsidenten von Zürich, Elmar Ledergerber
(sp), ins Spiel gebrachte Vorschlag spezieller Gewichtungen und Einbezug von urbanen
Zentren, wurden schon seit einigen Jahren breit diskutiert. Bereits im Februar hatten
die Vorsteher der Städte Zürich und Basel – Corine Mauch (sp) und Guy Morin (gp) –
einen Ständeratssitz für die Städte gefordert. Die Diskussionen verstummten zwar
relativ rasch wieder, im Parlament wurde aber eine Ende Berichtsjahr noch hängige
parlamentarische Initiative Nordmann (sp, VD) eingereicht, die eine bessere
Ausbalancierung des Ständemehrs fordert. 4

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
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Elections

Elections communales

Anlässlich der im März des Berichtsjahrs stattfindenden Stadtzürcher Wahlen traten
zehn Parteien für die 125 Sitze im Gemeinderat an: die SP, die SVP, die FDP, die Grünen,
die CVP, die EVP, die Alternative Liste (AL), die SD, die EDU, die GLP und die Partei für
Zürich (PFZ) schickten insgesamt 1160 Kandidatinnen und Kandidaten auf elf Listen in
neun Wahlkreisen ins Rennen. Im Vergleich zu 2006 war die Kandidatenzahl damit
wieder leicht angestiegen, nachdem sie in den Jahren zuvor eine rückläufige Tendenz
ausgewiesen hatte. Lediglich acht der bisherigen 125 Gemeinderätinnen und
Gemeinderäte traten nicht mehr an. Keine Listennummer erhielt Marian Danowski, der
bereits verschiedentlich für den Stadt- oder den Gemeinderat kandidiert hatte, weil er
die nötigen Unterschriften für seine Kandidatur erschlichen habe. Herausforderung –
insbesondere für die kleineren Parteien – war die 5-Prozent-Hürde, die verlangt, dass
eine Partei mindestens in einem der neun Wahlkreise 5% der Wählerstimmen erhält.
Bei den Wahlen 2006 hatte diese Regel zum absurden Resultat geführt, dass der GLP,
die stadtweit einen höheren Wählerstimmenanteil errungen hatten als die Schweizer
Demokraten, kein Gemeinderatssitz zugesprochen worden war, da sie in keinem
Wahlkreis mehr als 5% erzielte, währenddessen die SD mit drei Sitzen vertreten waren.
Im Berichtsjahr knackten die Grünliberalen die 5-Prozent-Hürde dann aber in allen
Wahlkreisen problemlos und holten auf Anhieb zwölf Sitze. Dieser Erfolg ging auf
Kosten der SP, der CVP und der EVP. Die Sozialdemokraten blieben zwar nach wie vor
deutlich wählerstärkste Partei (30.3% Wählerstimmenanteil), mussten aber 5 ihrer
bisher 44 Sitze abgeben. Auch die CVP (neu: 7 Sitze; minus 3 Sitze) und die EVP (4 / -2)
verloren Wählerinnen und Wähler an die Grünliberale Partei. Je einen Sitzverlust
mussten die SD (neu: 2 Sitze) und die FDP (neu: 18 Sitze) in Kauf nehmen. Ihre Sitze
halten konnten die SVP (24 Sitze), die Grünen (14) und die AL (5). Nur äusserst knapp
übersprangen die SD und die EVP die 5-Prozent-Hürde. Den Sprung ins Parlament nicht
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(mehr) geschafft haben die PFZ und die EDU. 39.1% der Wahlberechtigten nahmen an
den Wahlen teil. Im Dezember 2010 nahm der Gemeinderat eine Einzelinitiative an, die
verlangte, die 5-Prozent-Hürde in eine 2-Prozent-Hürde zu senken.

Bei den Stadtzürcher Exekutivwahlen ging es hauptsächlich um die Frage, ob die rot-
grüne Mehrheit verteidigt werden konnte oder ob die bürgerliche Machtübernahme
gelingen würde. Für die Besetzung des Stadtrates trat die SP mit den Bisherigen,
Stadtpräsidentin Corine Mauch und Stadtrat Martin Waser, an. André Odermatt und
Claudia Nielsen sollten für die Sozialdemokraten die Sitze der abtretenden Esther
Maurer und Robert Neukomm verteidigen. Die Grünen traten mit der Bisherigen Ruth
Genner an. Zudem sollte Gemeinderat Daniel Leupi einen zusätzlichen Sitz für Rot-Grün
erringen, so dass die Linke neu gar sechs von neun Sitzen innehätte. Die bürgerlichen
Parteien wollten dieses Ansinnen durchkreuzen. Obschon sich die SVP, die FDP und die
CVP nicht zu einem Wahlbündnis durchringen konnten, wurden sie geschlossen von den
Wirtschaftsverbänden unterstützt. Die SVP, die im bisherigen Gemeinderat die
zweitstärkste Fraktion stellte, im Stadtrat aber seit 1990 nicht mehr vertreten war, griff
mit Gemeinderat Mauro Tuena und Karl Zweifel an. Die FDP trat mit den beiden
Bisherigen Martin Vollenwyder und Andres Türler an. Der durch den Rücktritt der FDP-
Stadträtin Kathrin Martelli frei gewordene Sitz sollte durch Gemeinderat Urs Egger
verteidigt werden. Die CVP wollte ihren einen Sitz mit dem bisherigen Gerold Lauber
halten. Herausgefordert wurden die Vertreter der grossen Parteien von fünf weiteren
Kandidierenden: Susi Gut von der Partei für Zürich kandidierte zugleich als einzige
Konkurrentin von Corine Mauch für das Stadtpräsidium. Die EVP trat mit Richard
Rabelbauer an, die AL schickte Walter Angst ins Rennen, die SD wollte mit Walter
Wobmann einen Sitz gewinnen und Denise Wahlen griff für die GLP die arrivierten
Parteien an. Der Wahlkampf galt als flau, obwohl die SVP auf Plakaten die „rote
Vetternwirtschaft“, die „finanzielle Misswirtschaft“ und die „Überfremdung“
anprangerte und alle Parteien nicht mit gegenseitiger Kritik an einzelnen
Kandidierenden geizten. So fühlte sich u.a. der abtretende SP-Stadtrat Neukomm
beflissen, mit dem Grünen Leupi ausgerechnet einen Kandidaten aus dem eigenen
Lager zu kritisieren. Zusätzlichen Zunder bot das vier Tage vor den Wahlen eröffnete
Strafverfahren gegen Mauch, der im Zusammenhang mit der Stillegung einer Bar
Nötigung vorgeworfen wurde. Das Wahlresultat brachte einen Sieg für Rot-Grün, das
nicht nur alle bisherigen Sitze verteidigen konnte, sondern sich mit dem Gewinn des
ehemaligen FDP-Sitzes durch den Grünen Leupi eine komfortable Regierungsmehrheit
erstritt. Sechs von neun Sitzen werden neu von der SP (alle vier Sitze verteidigt) und der
GP (ein Sitz verteidigt, ein Sitz gewonnen) gehalten. Die restlichen drei Sitze teilten sich
die FDP (2 Sitze) und die CVP (1 Sitz). Keine Chance hatte die SVP. Ihr bester Kandidat,
Mauro Tuena, lag mit über 12'500 Stimmen Rückstand auf den neuntplatzierten Leupi
(33'163 Stimmen) lediglich auf Platz elf, also noch hinter Urs Egger, der den FDP-Sitz
nicht verteidigen konnte. Die Wahl für das Stadtpräsidium ging deutlich aber glanzlos an
Corine Mauch. Die zahlreichen leeren Stimmen wurden als Signal für Unzufriedenheit
gedeutet. 5

Für die Gesamterneuerungswahlen für den Zürcher Gemeinderat balgten sich im
Schnitt fast neun Kandidierende pro Sitz: Total 1'119 Personen bewarben sich um eines
der 125 Mandate im Stadtzürcher Parlament. Auch weil während der letzten Legislatur
nicht weniger als 50 Rücktritte stattgefunden hatten, traten auf die Wahlen hin lediglich
13 Bisherige nicht mehr an. Zwar dominierten im Wahlkampf die Exekutivwahlen (vgl.
nachfolgend), die Resultate der Legislativwahlen waren aber wichtig: Weil vor den
Wahlen weder die Linke mit 39 SP-, 14 GP- und fünf AL-Sitzen noch die Bürgerlichen,
mit 24 SVP-, 18 FDP-, sieben CVP- und zwei SD-Sitzen eine Mehrheit hatten, konnte
man auch gespannt sein auf das Abschneiden der „neuen Mitte“. Die GLP schien mit 12
Mandaten ihr Potenzial noch nicht ausgeschöpft zu haben. Die EVP, die bisher über vier
Gemeinderatssitze verfügte, hatte die 5-Prozent-Hürde vor vier Jahren nur sehr knapp
übersprungen und musste um den Verbleib im Stadtzürcher Parlament zittern. Neben
den im Gemeinderat bereits vertretenen Parteien gingen auch erstmals die BDP, sowie
die Piratenpartei und die Aktion für humanen Städtebau (AHS) auf Stimmenfang. Die
EDU komplettierte das Parteienkarussell. Allerdings wurden diesen Parteien kaum
Chancen auf das Überspringen der Wahlhürde eingerechnet. 
Am gleichzeitig mit der eidgenössischen Abstimmung zur
Masseneinwanderungsinitiative durchgeführten Wahltag, an dem 43% der Berechtigten
an die Urne gingen (2010: 39,1%), wurde ein „Filippo-Effekt“ registriert – Filippo
Leutenegger war als Wahllokomotive für die FDP in den Stadtrat gewählt worden (vgl.
nachfolgend) und der Freisinn konnte im Gemeinderat nicht nur um drei Sitze zulegen
(neu 21) sondern rückte mit 16,0% (+2 Prozentpunkte) auch der stärksten bürgerlichen
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Kraft, der SVP, auf die Pelle. Die Volkspartei, die ihrerseits einen Sitz verlor (neu: 23
Sitze) und noch 17,3% der Stadtzürcher Wählerschaft hinter sich weiss (2010: 18,6%)
konnte sich allerdings noch als insgesamt zweitstärkste Partei im Gemeinderat vor den
Freisinnigen halten. Auch die CVP musste ein Mandat abgeben. Mit 4,6% Wählerstärke
und neu sechs Sitzen blieb man Juniorpartner im bürgerlichen Lager. Zulegen konnte
Links-Grün. Zwar wahrten die SP als stärkste Partei (39 Sitze; 29,2%; -1,1 Prozentpunkte)
wie auch die GP (14 Sitze; 10,6%; -0,8 Prozentpunkte) trotz leichten Wählerverlusten
lediglich ihren Besitzstand, die AL legte aber um vier zusätzliche Sitze zu und konnte
sich als eigentliche Wahlsiegerin feiern lassen. Sie hatte nicht nur ihren Regierungssitz
mit Richard Wolff (al) verteidigt (siehe unten), sondern war mit neun Sitzen und einer
Zunahme der Parteienstärke um 2,3 Prozentpunkte (neu: 6,5%) eine ernst zu nehmende
Kraft geworden. Um einen Sitz zulegen konnte auch die GLP, die mit 13 Sitzen und 10,2%
Wählerstärke (2010: 9,8%) nach wie vor das Zünglein an der Waage zwischen den beiden
Blöcken spielen wird. Sowohl die EVP als auch die SD schafften die 5-Prozent-Hürde in
keinem der zwölf Wahlkreise mehr. Mit gesamtstädtischen 2,5% für die EVP und 0,9%
für die SD mussten beide Parteien ihre Sitze im Gemeinderat räumen. Brutal war dies
insbesondere für die EVP, für die am Wahlsonntag im Kreis 9 noch eine Wählerstärke
von 5,00% ausgewiesen wurde – nur gerade eine einzige Stimme hätte den Ausschlag
für die EVP gegeben. Allerdings entschied sich das Wahlbüro zusammen mit dem
Stadtrat für eine Nachzählung, die aufzeigte, dass die EVP 31 Stimmen zu wenig hatte,
um die Wahlhürde zu überspringen. Ebenfalls keine Chancen hatten erwartungsgemäss
die BDP (0,9%), die AHS (0,1%), die Piraten (0,7%) und die EDU (0,5%). Gegen die 5-
Prozent-Klausel, die seit der Einführung des doppelten Pukelsheim im Jahr 2006 gilt,
sammelte die EVP zusammen mit anderen kleinen Parteien Unterschriften. Die
Piratenpartei reichte eine Beschwerde beim Verwaltungsgericht ein, die allerdings
abgelehnt wurde. Weil sich das Verwaltungsgericht in seinem Urteil allerdings recht
stark auf die bundesgerichtliche Beurteilung stützte und gleichzeitig durchblicken liess,
dass es diese Beurteilung für umstritten hält, zogen die Piraten die Sache ans
Bundesgericht weiter, um einen Grundsatzentscheid zu erwirken. Dieser wurde dann
Ende Jahr vom Bundesgericht gefällt. Dieses begründete den erneut abschlägigen
Entscheid mit dem Argument, dass gerade in Gemeindeparlamenten einer
Zersplitterung der Kräfte vorgebeugt werden sollte, was mit der Hürde der Fall sei. Die
Initiative der Kleinparteien war Ende 2014 noch im Sammelstadium. 

Nachdem im April 2013 bei Ersatzwahlen für den zurückgetretenen Martin Vollenwyder
(fdp) dem Freisinn ein Sitz weggeschnappt und mit Richard Wolff von der Alternativen
Liste (al) ein siebter der neun Stadtratssitze von der Linken erobert wurde, reagierten
die Bürgerlichen früh mit Kandidierenden für die regulären Gesamterneuerungswahlen
vom Frühjahr 2014. Als erste meldete sich die amtierende Nationalrätin Doris Fiala zu
Wort. Ihr blute das Herz bei dieser einseitigen linken Dominanz und sie schliesse nicht
aus, mit einer Kandidatur dagegen anzukämpfen. Allerdings kandidierte nicht Fiala,
sondern Nationalrat Filippo Leutenegger (fdp), der sein Interesse ebenfalls früh
anmeldete; zudem wollte er gleich auch das Stadtpräsidium erobern, das seit 2009 von
Corine Mauch (sp) geführt wurde. Erklärtes Ziel der Bürgerlichen, bei denen die
amtierenden Gerold Lauber (cvp) und Andres Türler (fdp) wieder antraten, war eine
bürgerliche Regierungsmehrheit, die unter dem Label „Top 5 – für ein liberales Zürich“
angestrebt wurde. Die CVP distanzierte sich freilich früh vom „utopischen“ Ziel einer
bürgerlichen Mehrheit; man wolle lediglich den eigenen Sitz verteidigen. Dies galt nicht
für die SVP, die seit 20 Jahren und trotz einem Wähleranteil von 18,6% nicht mehr in
der Stadtregierung vertreten war. Die Volkspartei trat deshalb ebenfalls mit einem
Zweierticket an. Nummer vier und fünf der Top 5 waren Roland Scheck und Nina Fehr
Düsel, die Tochter von Nationalrat Hans Fehr. Weil mit Martin Waser (sp) und Ruth
Genner (gp), zwei der neun Amtierenden nicht wieder antraten, schickten auch die
Grünen und die SP neue Kandidierende ins Rennen. Neben dem amtierenden Daniel
Leupi (gp) trat Markus Knauss für die Grünen an. Knauss ist Co-Geschäftsleiter des VCS.
Für die SP kandidierten die bisherigen Corine Mauch (sp), André Odermatt (sp) und
Claudia Nielsen (sp). Raphael Golta trat für die Genossen an, um den Sitz von Martin
Waser zu verteidigen. Auch der erst 2013 frisch gewählte Richard Wolff kandidierte
erneut. Auch die GLP wollte in den Stadtrat einziehen und stellte den Gemeinderat
Samuel Dubno (glp) auf. Für die SD kandidierte Walter Wobmann, der bereits 2010
angetreten und damals abgeschlagen auf dem letzten Platz gelandet war. Den 15.
Kandidaten stellten die Piraten, die mit Peter Keel in See stachen. Allgemein wurde
erwartet, dass die Linke ihre sieben Sitze, auch in Anbetracht des Wähleranteils von
rund 46%, nicht würde halten können. Mit Leutenegger als Lokomotive sollten die
Bürgerlichen an der links-grünen Mehrheit sägen können. Der amtierende freisinnige
Nationalrat versuchte insbesondere mit Lösungsvorschlägen für die Sanierung der
maroden Stadtfinanzen zu punkten. Als wacklig wurden nicht nur die beiden frei
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werdenden Sitze betrachtet, sondern auch der Sitz des neu gewählten Richard Wolff,
der lediglich lose ins linke Lager eingebunden schien. Zudem leistete sich der Vorsteher
des Polizeidepartements einen Lapsus, indem er den schwarzen Block als interessante
Ergänzung bezeichnete. Auch der Sitz von Lauber (cvp) galt nicht als wirklich sicher.
Allerdings zeigte die Geschichte der Regierungswahlen in der Stadt Zürich, dass eine
Abwahl aus dem Stadtrat eher selten war. Als wenig spannend wurde der Kampf ums
Stadtpräsidium betrachtet: Leutenegger dürfte gegen Mauch kaum eine Chance haben.
Der Wahlkampf wurde – im Gegensatz zu vor vier Jahren, als die SVP mit provokativen
Plakaten auftrat – als brav bezeichnet. Zurückzuführen sei dies auf die Wahlmüdigkeit,
die durch die ausserordentlichen Rücktritte aus der Stadtregierung bzw. die nötigen
Ersatzwahlen verursacht worden wäre, auf die Attraktivität der Stadt Zürich, die es der
Opposition schwer mache, eine Angriffsfläche zu finden und auf die bewusst gemässigt
auftretenden Bürgerlichen, die erstmals wieder einen Schulterschluss zustande
brachten. Allerdings gelang es den fünf bürgerlichen Kandidierenden nur selten, als
Einheit aufzutreten. Der Linken wurde vorgeworfen, dass sie die Diskussion um die
zentralen Finanzfragen im Wahlkampf verweigere und unangenehmen Fragen
ausweiche. Erfahrungsgemäss haben es nationale Politiker einfacher, in die
Stadtzürcher Exekutive gewählt zu werden. Waren es früher Monika Weber (ldu), Monika
Stocker (gp), Elmar Ledergerber (sp) und Ruth Genner (gp), die direkt vom nationalen
Parlament in den Stadtrat wechselten, schaffte dies 2014 Filippo Leutenegger, der mit
42'193 Stimmen als achtplatzierter in den Stadtrat gewählt wurde und zwar auf Kosten
der Grünen, die ihren zweiten Sitz nicht verteidigen konnten. Markus Knauss (gp) erhielt
lediglich 35'330 Stimmen, kam damit auf den zehnten Platz und musste über die Klinge
springen. Der dritte Platz für Daniel Leupi (52'744 Stimmen) war für die Grünen nur ein
schwacher Trost. Ihren vakanten Sitz verteidigen konnte hingegen die SP. Raphael Golta
erhielt 40'178 Stimmen und war damit als Neunter gewählt. Auch die drei Bisherigen SP-
Stadträte wurden sicher wiedergewählt. Corine Mauch lag mit 55'646 Stimmen auf dem
zweiten, André Odermatt mit 48'143 Stimmen auf dem fünften und Claudia Nielsen mit
44'258 Stimmen auf dem sechsten Platz. Noch vor Leutenegger auf Platz sieben liegend,
schaffte auch Richard Wolff mit 42'249 Stimmen die Wiederwahl. Das Spitzenresultat
machte Andres Türler (fdp) mit 56'907 Stimmen. Auch Gerold Laubers (cvp) Sitz war nie
wirklich in Gefahr. Der viertplatzierte Lauber erhielt 52'157 Stimmen. Keine Chance
hatten die Kandidierenden der SVP: Nina Fehr Düsel erhielt 27'696 Stimmen und Roland
Scheck 23'585 Stimmen. Beide lagen damit zwar noch vor dem GLP-Kandidaten Samuel
Dubno (21'896 Stimmen), aber weit hinter einem Stadtratssitz. Erwartungsgemäss keine
Chancen hatten Walter Wobmann (sd; 5'139 Stimmen) und Peter Keel (piraten; 3'919
Stimmen). Chancenlos blieb auch Filippo Leutenegger im Kampf um das
Stadtpräsidium. Mauch hatte mit 48'608 Stimmen einen stattlichen Vorsprung auf
Leutenegger (32'276 Stimmen), der sich allerdings mit den rund 40% der Stimmen mehr
als zufrieden zeigte. Damit war der Status Quo in der Zürcher Stadtregierung wieder
hergestellt: drei Bürgerliche stehen sechs links-grünen Stadträten gegenüber. Noch
spannender als die Wahlen dürften die anstehenden Debatten um die Finanzen
werden. 6

Die Ausgangslage für die Stadtratswahlen 2018 in Zürich präsentierte sich überaus
spannend: Nachdem Andres Türler (ZH, fdp) und Gerold Lauber (ZH, cvp) ihren Verzicht
auf eine erneute Kandidatur für den Stadtrat erklärt hatten, waren in Zürich zwei der
neun Stadtratssitze neu zu besetzen. Kandidatinnen und Kandidaten für diese Sitze gab
es zuhauf: Neben den sieben Bisherigen Corinne Mauch (ZH, sp), Claudia Nielsen (ZH,
sp), André Odermatt (ZH, sp), Raphael Golta (ZH, sp), Daniel Leupi (ZH, gps), Richard
Wolff (ZH, al) und Filippo Leutenegger (ZH, fdp) gab es 11 weitere Kandidaturen: Karin
Rykart von den Grünen wurde innert kürzester Zeit als realistische Nachfolgerin des
zurücktretenden Gerold Lauber gewertet, da sie neben ihrer Partei auch von SP und AL
unterstützt wurde. Das bürgerliche «Top 5»-Bündnis umfasste neben dem Bisherigen
Leutenegger als «Zugpferd» (Tages-Anzeiger), der auch für das Stadtpräsidium
kandidierte, Michael Baumer von der FDP, Susanne Brunner und Roger Bartholdi von
der SVP sowie Markus Hungerbühler von der CVP. Als Alternative zu den zwei Blöcken
präsentierte sich GLP-Kandidat Andreas Hauri, der für die «progressive Mitte» antrat
und mit der Forderung eines Digitalministers zur Koordination der vielen Digitalprojekte
auf sich aufmerksam machen wollte. Kaum Wahlchancen sprachen die Medien den
übrigen Kandidatinnen und Kandidaten zu: Die 23-Jährige Nina Hüsser, Co-Präsidentin
der kantonalen Juso, wurde vom Zürcher Gewerkschaftsbund, nicht aber von ihrer
Mutterpartei empfohlen. Claudia Rabelbauer, Kandidatin der EVP, trat nach Ansicht
einiger Medien insbesondere zur Stadtratswahl an, um Werbung für ihre Partei zu
machen – vier Jahre zuvor hatte die EVP das Quorum nicht erreicht und dadurch alle
ihre Sitze verloren. Sie hatte damals auf eine Stadtratskandidatur verzichtet. Hatte die

ÉLECTIONS
DATE: 04.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 25.04.24 21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



EVP überdies 2014 noch mit der EDU zusammengespannt, war dies in diesem Jahr nicht
mehr der Fall. Im Gegenzug trat auch die EDU mit Thomas Ucar als eigenem
Stadtratskandidaten an. Hinzu kamen Anthony Edward Monn,  und Hans Ulrich
Flückiger, die bereits 2014 angetreten waren, sowie Christian Schaub, der mit skurrilen
Forderungen wie der Umbenennung des Uetlibergs seinen Wahlkampf als Satire sah und
mit dem Wahlslogan «Christian Schaub: arrogant, neurotisch, heimlifeiss» antrat. Für
den Wahlkampf spannten SP, Grüne und AL in einem losen Bündnis zusammen und
empfahlen sich gegenseitig zur Wahl. Dabei fiel insbesondere die Kampagne der SP auf,
deren Vertreterinnen und Vertreter bis Ende Jahr von Tür zu Tür gingen und in über
2000 Besuchen den direkten Kontakt mit der Bevölkerung suchten. Stadtpräsidentin
Corinne Mauch, die sich ebenfalls an der Aktion beteiligte, erklärte, man wolle damit
«der Bevölkerung den Puls fühlen». Bis zum Wahltag wollte die SP zudem 15‘000
Telefongespräche mit Stadtzürcherinnen und Stadtzürchern führen. 
Viel mediale Aufmerksamkeit erhielt auch das bürgerliche «Top 5»-Bündnis von SVP,
FDP und CVP. Es wurde dabei betont, dass dieses im Vergleich zu vor 4 Jahren deutlich
besser harmoniere – keine Partei liess sich zu Spitzen gegen ihre Mitkonkurrenten
hinreissen. Noch nicht einmal das Plakat der SVP, mit dem sie dazu aufrief, den
«Saustall Stadtrat aus[zu]misten», sorgte zum Erstarenen der Medien für negative
Kommentare der anderen bürgerlichen Parteien. Bereits im September 2017 hatten die
Bürgerlichen ihr Wahlprogramm präsentiert, das etwa die Verbesserung der
Standortattraktivität, die Förderung von Gewerbe, Industrie und Dienstleistungen,
bessere Rahmenbedingungen für Finanzen und Steuern, flüssigen Verkehr sowie eine
Erhöhung der Sicherheit forderte. Das Komitee wurde nicht müde, insbesondere die
jährlichen Millionendefizite in den Stadtspitälern sowie die hohe Verschuldung der
Stadt zu kritisieren. 
Viel Aufmerksamkeit in diesen Stadtratswahlen erhielt Claudia Nielsen, wenn auch in
einem negativen Sinne. Bereits vor Kampagnenstart stand sie aufgrund der zahlreichen
Probleme bei den Stadtspitälern unter Druck; unter anderem war ihre Spitalstrategie
zur Behebung der Defizite der Spitäler und zum Abbau des Schuldenbergs von einer
Gemeinderatskommission als zu unbestimmt zurückgewiesen worden, woraufhin ihr ein
Beirat aus fünf weiteren Stadtratsmitgliedern zur Seite gestellt worden war. Immer
wieder kritisiert wurde in den Medien auch die Personalpolitik von Nielsen,
insbesondere der Personalverschleiss in ihrem Departement. Dies hatte zur Folge, dass
Nielsen im Dezember 2017 in einer Vorwahlbefragung von Sotomo für die NZZ
abgeschlagen auf dem 13 Platz landete – nur 27 Prozent aller Umfrageteilnehmenden
und nur 48 Prozent aller SP-Wählenden wollten im März 2018 Nielsens Namen auf den
Wahlzettel schreiben. Nielsen bezeichnete das Ergebnis als «Dämpfer», erhielt jedoch
weiterhin deutlichen Zuspruch ihrer Partei, die in einem Unterstützungsaufruf an die
SP-Mitglieder die «völlig überrissene Kritik von rechts» anprangerte. Im Februar aber
gab Claudia Nielsen, völlig unerwartet für die medialen Kommentatoren, ihren Verzicht
auf die Stadtratswahlen bekannt. Als Grund dafür nannte sie «reglementswidrige
Verbuchungen» und «Verwendungen von ärztlichen Honoraren» im Triemlispital. Sie
habe diese gestoppt und eine Administrativuntersuchung eingeleitet, wolle aber
politische Verantwortung dafür übernehmen und verzichte daher auf eine erneute
Kandidatur. Zwar zeigten sich die Medien in der Folge einig, dass die Verbuchungen
nicht krimineller Natur gewesen seien – Spitalärzte hatten Leistungen wie
Weiterbildungen oder Kongresse bezahlt, die eigentlich das Spital hätte übernehmen
müssen – und es auch nicht um sehr hohe Beträge gegangen sei, trotzdem hätten sie
gegen die städtischen Bestimmungen verstossen. Nielsens Rückzug wurde denn auch
nicht nur auf diesen einzelnen Vorfall, sondern auf die Fülle an negativer
Rückmeldungen zurückgeführt.
Vom Rückzug auf dem kalten Fuss erwischt wurde auch ihre Partei, die damit nur drei
Wochen vor dem Urnengang eine von ihren vier Stadtratskandidatinnen und
-kandidaten verlor. Nachdem mit Jacqueline Badran, die ihre «Mission» (Badran) im
Nationalrat als noch nicht abgeschlossen erachtete, und Min Li Marti, die erst zwei
Wochen zuvor ein Kind bekommen hatte und sich keinen Wahlkampf antun wollte, die
einzigen für die SP in Frage kommenden Ersatzkandidatinnen abgesagt hatten,
verzichtete die Partei auf eine vierte Kandidatur und gab damit ihren vierten Sitz
kampflos auf. Das Ziel der Partei bei den Wahlen liege nun darin, die 40
Gemeinderatssitze zu halten und weiterhin stärkste Partei zu bleiben, erklärte Co-
Präsident Marco Denoth gegenüber den Medien. 
Die Medien diskutierten in der Folge insbesondere, was dieser Rückzug Nielsens für
Karin Rykart und Andreas Hauri bedeute. Rykarts Wahl galt nun als beinahe sicher und
auch für Hauri stünden die Chancen gut, war man sich einig: Die zweite Wahlumfrage,
die noch vor dem Entscheid Nielsens durchgeführt worden war, sah Hauri auf dem
neunten Platz. Der Grünliberale schien bei den Grünen, der SP und vereinzelt auch bei
der FDP gut anzukommen, die AL empfahl ihn sogar zur Wahl, um damit die Wahl der
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SVP-Kandidatin Brunner zu verhindern.
Eher schlecht standen die Vorzeichen zu diesem Zeitpunkt für die «Top 5»: Obwohl die
Medien immer wieder die gute Zusammenarbeit zwischen den drei bürgerlichen
Parteien betonten, sprachen die Vorumfragen eine andere Sprache. Gemäss Umfrage
hatten SVP, FDP und CVP Mühe, ihre Wählerinnen und Wähler parteiübergreifend von
der Wahl der übrigen Mitglieder der gemeinsamen Liste zu überzeugen. Nur 45 Prozent
der FDP-Wählenden und 39 Prozent der SVP-Wählenden gaben in der Umfrage dem
CVP-Kandidaten Markus Hungerbühler ihre Stimme und auch Michael Baumer, Susanne
Brunner und Roger Bartholdi erhielten nur rund zwei Drittel der Stimmen von der
jeweils anderen Partei.
Je näher der Wahltermin kam, desto deutlicher wurde, dass eine hohe
Stimmbeteiligung zu erwarten war. Eineinhalb Wochen vor Urnengang waren bereits
21.9 Prozent der Wahlzettel eingegangen, vier Jahre zuvor waren es 17.6 Prozent
gewesen. Erklärt wurde dies durch die gleichentags stattfindende eidgenössische
Abstimmung über die No-Billag-Initiative. 

Am Wahlsonntag, dem 4. März 2018, bestätigten sich die Erwartungen der Medien
grösstenteils. Die Wahlbeteiligung lag mit 43.2 Prozent relativ hoch. Problemlos
schafften alle Bisherigen – Corinne Mauch (mit 63'139 Stimmen), Daniel Leupi (59'082
Stimmen), André Odermatt (57'969 Stimmen), Raphael Golta (56'572 Stimmen), Richard
Wolff (48'311 Stimmen) und Filippo Leutenegger (44'358 Stimmen) – die Wiederwahl.
Karin Rykart erzielte ein Glanzresultat und erhielt am fünftmeisten Stimmen (49'285
Stimmen) – und damit mehr als Wolff und Leutenegger. Letzterer schaffte das absolute
Mehr zwar sicher, erhielt aber doch deutlich weniger Zuspruch als der am
schlechtesten abschneidende Linke, Richard Wolff. Andreas Hauri wurde mit 36‘058
Stimmen gewählt und errang damit zum ersten Mal einen Zürcher Stadtratssitz für die
Grünliberalen. Auch der Nachfolger von Andres Türler, Michael Baumer, übertraf mit
33‘033 Stimmen das absolute Mehr, wenn auch nur knapp. Mit deutlichem Abstand
folgten Markus Hungerbühler (26‘900 Stimmen) und die beiden SVP-Kandidierenden
Susanne Brunner (23‘683) und Roger Bartholdi (22‘673). Auch die Wahl fürs
Stadtpräsidium verlief eindeutig, so war der Wahlkampf hierzu zuvor auch eher
zurückhaltend geblieben: Mit 53‘300 Stimmen schaffte Corinne Mauch die Wiederwahl
gegen Filippo Leutenegger mit 27‘094 Stimmen und Andreas Hauri mit 3‘145 Stimmen
deutlich. 
Das bürgerliche Top-5-Ticket gehörte somit zu den grossen Verlierern des Tages. Von
den fünf Kandidaten waren lediglich die beiden FDP-Vertreter gewählt worden; die
Medien sprachen von einem Fiasko für SVP und CVP. Dies insbesondere auch aufgrund
der Ergebnisse bei den Gemeinderatswahlen. Kritisiert wurde in der Folge vor allem die
Strategie der Bürgerlichen, die bisherige Politik des Stadtrats und das «Versagen» von
Rot-Grün zu kritisieren. Der Stadt gehe es gut, weshalb zwingende Argumente für eine
bürgerliche Wende gefehlt hätten, war man sich einig. Eine andere Erklärung für die
Niederlage lieferte das bürgerliche Lager: «Ein besseres Abschneiden des Top5-Teams
wurde vor allem durch die hohe Mobilisierung innerhalb des linken Lagers durch die
NoBillag-Abstimmung verhindert», publizierte das Komitee auf seiner Webseite. «Mit
einer anderen Abstimmungskonstellation wäre ein weitaus besseres Abschneiden des
Top5-Teams wahrscheinlich gewesen.» Dies erachteten jedoch die meisten
Kommentatoren als wenig plausibel: Ein solcher Zusammenhang sei statistisch nicht zu
beweisen; nicht nur die SVP und die FDP, die sich zumindest teilweise für die Initiative
ausgesprochen hatten, sondern auch die CVP, die diese deutlich bekämpft hatte,
hätten bei der Wahl schlecht abgeschnitten; und die Ergebnisse hätten vergleichsweise
deutlich mit den Vorumfragen übereingestimmt. Stattdessen ging man davon aus, dass
die Bürgerlichen in der Stadt Zürich eine Zusammenarbeit der drei Parteien (noch)
nicht akzeptiert hätten. 

Im Mai 2018 nahm der Stadtrat die Departementsverteilung vor, wobei es zu einer
«grossen Rochade» (Mauch) kam: 5 Departemente wurden neu verteilt, lediglich die
vier bisherigen SP- und Grünen-Mitglieder des Stadtrats behielten ihre Ressorts.
Filippo Leutenegger und Richard Wolff hingegen mussten gegen ihren Willen ihre
Departemente wechseln: Leutenegger wird zukünftig anstelle des Tiefbaudepartements
das Schuldepartement übernehmen und Wolff wird anstelle des
Sicherheitsdepartements neu für das Tiefbaudepartement zuständig sein.
Stadtpräsidentin Mauch begründete diese Entscheide der Stadtregierung damit, dass es
bezüglich des Tiefbaus bereits bisher zu Blockaden zwischen Leutenegger und dem
Parlament gekommen sei und sich dies nun, nachdem die Linken deutlich in der
Mehrheit seien, noch verstärken werde. Leutenegger bedauerte diesen Entscheid und
kritisierte, dass in einer Konkordanzdemokratie die Minderheiten eingebunden werden
sollten. Den Departementswechsel von Wolff begründete Mauch damit, dass er
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bezüglich der Räumung des besetzten Koch-Areals befangen sein könnte, weil seine
Söhne dort verkehrten. Wolff erklärte, er sei «schockiert» gewesen, als man ihm vor
fünf Jahren das Sicherheitsdepartement gegeben habe, und sei nun erneut
«schockiert» darüber, dass man es ihm wieder wegnehme. Wolffs
Sicherheitsdepartement übernahm Karin Rykart, Baumer wurde für das Departement
«Industrielle Betriebe» zuständig und Andreas Hauri erhielt das
Gesundheitsdepartement von Nielsen. 
Die Medien kritisierten nicht nur die Art, wie die Departemente verteilt wurden – die
Freisinnigen sprachen zum Beispiel von einem «rot-grüne[n] Machtrausch», doch auch
neutralere Stimmen kritisierten die «Machtdemonstration» der SP und der Grünen –,
sondern auch die Verteilung an sich: Die SP und die Grünen hätten diejenigen
Departemente, die sie als wichtig erachteten, unter sich aufgeteilt, den Freisinnigen
habe man hingegen die «unbedeutenden» Ämter (Präsident der FDP Zürich, Severin
Pflüger) gegeben. Am stärksten wurde hingegen kritisiert, dass die Stadträtinnen und
Stadträte der SP und der Grünen nicht die Verantwortung für das schwierigste
Departement, das Gesundheitsdepartement, übernommen hätten. Die beiden Parteien
hätten sich damit aus der Verantwortung gestohlen, kritisierten FDP und AL. Diese
Verantwortung wird nun Andreas Hauri als Neugewählter übernehmen müssen. 7

Nachdem der Vorsteher des Stadtzürcher Tiefbauamts, Richard Wolff (al), im Februar
2021 angekündigt hatte, dass er nicht mehr bei den Stadtratswahlen im folgenden Jahr
antreten werde, stand fest, dass nach den Stadtzürcher Exekutivwahlen im Februar
2022 nicht alles beim Alten bleiben würde. Für die insgesamt neun Sitze stellten sich 17
Kandidatinnen und Kandidaten zur Wahl, davon acht Bisherige. Von den neuen
Kandidierenden räumten die Medien vor allem der SP-Frau Simone Brander, dem AL-
Vertreter Walter Angst und dem erst 24-jährigen Klimaaktivisten Dominik Waser (gp)
intakte Wahlchancen ein. Am Ende konnten alle Bisherigen ihre Mandate verteidigen.
Das beste Ergebnis erzielte dabei Stadtpräsidentin Corinne Mauch (sp) mit 63’662
Stimmen. Sie wurde auch als Stadtpräsidentin bestätigt, ohne sich einer Kampfwahl
stellen zu müssen. Auf den weiteren Plätzen folgten Daniel Leupi (gp, 56’290 Stimmen)
vor André Odermatt (sp, 54’126 Stimmen), Raphael Golta (sp, 53’525 Stimmen), Karin
Rykart (gp, 50’863 Stimmen), Andreas Hauri (glp, 44'166 Stimmen) und Filippo
Leutenegger (fdp, 43'252). Knapp wurde es für Michael Baumer (fdp, 42'007 Stimmen),
dem Vorsteher der Industriellen Betriebe. Seine Wiederwahl galt bereits im Vorfeld als
unsicher. Am Wahltag lieferte er sich ein Kopf-an-Kopf-Rennen mit Walter Angst. Angst
gelang es letztlich zwar, das absolute Mehr zu erreichen, er erhielt aber etwa 1'200
Stimmen weniger als Baumer und kam somit als Überzähliger nicht zum Zug. Neu
gewählt wurde stattdessen Simone Brander (sp, 46'732), die auf dem sechsten Platz
landete und die wiedergewählten Stadträte der GLP und FDP hinter sich liess. Erneut
schaffte die SVP den Einzug in den Zürcher Stadtrat nicht – 1990 hatte sie letztmals
einen Sitz im Zürcher Stadtrat erreicht. Ihre Kandidaten Roland Scheck und Stephan
Iten verfehlten das absolute Mehr deutlich und erreichten nur die Plätze 15 und 16. Die
Wahlbeteiligung war mit 43.6 Prozent fast genauso hoch wie vier Jahre zuvor (2018:
43.2 Prozent).
Im April 2022 gab der Stadtrat die Departementsverteilung bekannt: Im Vorfeld in den
Medien geäusserte Mutmassungen über kleinere oder grössere Rochaden bestätigten
sich dabei nicht. Die neu gewählte Simone Brander ersetzte vielmehr den nicht mehr
zur Wahl angetretenen Richard Wolff als Leiterin des Tiefbauamts, während alle
bisherigen Stadtratsmitglieder ihre Departemente behielten. Der Entscheid über die
Departementsverteilung stiess bei den Parteien erwartungsgemäss auf ein geteiltes
Echo. Während sie die SVP «mit grösster Sorge» (Tages-Anzeiger) zur Kenntnis nahm
und von der erklärten Befürworterin des Velo-Verkehrs eine «kompromisslose Anti-
Auto-Politik» (Tages-Anzeiger) erwartete, sah die SP ihre Hoffnungen auf Erhalt des
begehrten Departements erfüllt. 8
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Elections communales complémentaires

Nach dem Rücktritt von Stadtpräsident Elmar Ledergerber (sp) waren das Amt des
Stadtpräsidenten und ein Sitz in der Zürcher Exekutive neu zu besetzen. Die SP
nominierte Corine Mauch als Stadtpräsidentin und als neues Mitglied des Stadtrats. Die
FDP stellte für das Amt der Stadtpräsidentin Kathrin Martelli auf, Chefin des
Hochbaudepartements und seit 14 Jahren Stadträtin. Die SVP trat mit Roger Liebi für
einen Sitz im Stadtrat an, in dem sie seit 1990 nicht mehr vertreten ist. SVP und FDP
unterstützten sich offiziell gegenseitig, führten aber keine gemeinsame Kampagne.
Hinter Martelli (fdp) standen zudem CVP, EVP und Grünliberale, hinter Mauch die
Grünen. Für den frei gewordenen Sitz in der Exekutive kandidierte auch Ernst Danner
(evp). Im ersten Wahlgang wurde Mauch (sp) mit grossem Vorsprung in den Stadtrat
gewählt. Liebi (svp) lag fast 30'000 Stimmen hinter ihr zurück. Danner (evp) erhielt nur
4842 Stimmen. Weder Mauch (sp) noch Martelli (fdp) erreichten das absolute Mehr bei
der Wahl der Stadtpräsidentin. Martelli lag mit 39'408 Stimmen leicht vor Mauch, die
38'120 Stimmen holte. Gut 4000 Stimmen gingen an Vereinzelte. Die Stadtzürcher SVP
war enttäuscht über das schlechte Ergebnis von Liebi, das sie auf mangelnde
Unterstützung der FDP zurückführte, und entzog Martelli für den zweiten Wahlgang die
Unterstützung. In diesem wurde Mauch (sp) mit deutlichem Vorsprung zur
Stadtpräsidentin gewählt. Mauch holte 41'745 Stimmen, Martelli nur noch 30'851.
Mauch konnte sich in allen Wahlkreisen durchsetzen. Sie ist die erste Frau im Zürcher
Stadtpräsidium. Martelli (fdp) gab nach ihrer Niederlage ihren Rücktritt als Stadträtin
auf die Gesamterneuerungswahlen 2010 hin bekannt. 9
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7) Wahlergebnisse vom 4.3.18; NZZ, 5.9.17; TA, 15.9., 16.9., 21.9., 22.9.17; NZZ, 29.9., 27.10.17; TA, 6.11., 25.11., 29.11.17; NZZ,
7.12., 9.12., 15.12.17; TA, 16.12.17; NZZ, 19.12.17; NZZ, TA, 21.12.17; TA, 22.12.17; NZZ, 23.12., 27.12.17; AZ, 5.1.18; SGT, 6.1.18; TA, 8.1.,
9.1.18; NZZ, TA, 10.1.18; NZZ, 11.1.18; NZZ, TA, 12.1.18; NZZ, 15.1.18; TA, 17.1.18; NZZ, TA, 19.1.18; NZZ, 23.1.18; TA, 24.1., 26.1.18; NZZ,
TA, 27.1.18; TA, 29.1.18; NZZ, 30.1.18; TA, 31.1.18; NZZ, TA, 2.2.18; TA, 3.2.18; TA, 5.2.18; NZZ, 6.2.18; NZZ, TA, 7.2.18; AZ, NZZ,
SGT, TA, 8.2.18; AZ, Blick, NZZ, TA, 9.2.18; NZZ, TA, 10.2.18; TA, 12.2.18; NZZ, TA, 13.2.18; NZZ, 14.2.18; TA, WoZ, 15.2.18; TA, 17.2.,
21.2.18; WW, 22.2.18; TA, 24.2.18; LZ, SGT, 26.2.18; NZZ, 27.2., 3.3.18; AZ, LZ, NZZ, TA, 5.3.18; Blick, NZZ, TA, 6.3.18; NZZ, TA,
7.3.18; AZ, TA, 17.5.18
8) Limmattaler Zeitung vom 14.2.22; Wahlresultat (Stadtratswahlen ZH vom 13.2.22); NZZ, 27.2., 4.12.21; NZZ, TA, 19.1.22; Blick,
1.2.22; NZZ, 12.2.22; AZ, NZZ, TA, 14.2.22; NZZ, TA, 15.2.22; NZZ, 14.4.22
9) Bund, 3.1.09; TA, 7.1. und 12.1.09; NZZ, 7.1.09; AZ, 20.1.09; LT, 2.2.09; NLZ, 6.2.09; Presse vom 9.2.09; NZZ, 10.2.09; TA,
13.2.09; Presse vom 30.3.09; TA, 9.6.09
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